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1 Abwägung der im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung ( §§ 3/4 
Abs. 2 BauGB) vorgebrachten Anregungen und Bedenken 

 
Eingabe: 
 
 

Gemeinderat Berge: 
 

Landkreis Osnabrück vom 06.01.2026: 
 
Regionalplanung 
Den Ausführungen der Abwägungsunterlage 
sowie des Umweltberichts (u.a. S. 68, 72 & 
85) ist zu entnehmen, dass die Auswirkun-
gen auf das Vorranggebiet Wald und auch 
Biotopverbund nicht erheblich sind und 
kompensiert werden können. 
 
Die Anwendbarkeit des § 245e Abs. 5 
BauGB ist gegeben, allerdings wäre die Pla-
nung mit dem rechtskräftigen RROP inkl. 
Teilfortschreibung Energie 2013 als Ziel der 
Raumordnung nicht vereinbar. Daher wäre 
entsprechend § 245e Abs. 5 BauGB durch 
die Gemeinde ein Antrag auf Zielabwei-
chung zu stellen, welchem  umgehend statt-
gegeben werden soll, sofern der Raumord-
nungsplan an der von der Gemeinde geplan-
ten Stelle kein Gebiet für mit der Windener-
gie unvereinbare Nutzungen oder Funktio-
nen festlegt. 
 
 
Die in der Abwägungsunterlage aufgeführte 
Rechtsprechung des BVerwG vom 
24.01.2023 (4 CN 5.21) wurde bisher nicht 
mit dem Landkreis Osnabrück - Planungsab-
teilung diskutiert. Da das neue RROP aber 
Mitte Januar durch Bekanntmachung im 
Amtsblatt Rechtskraft erlangen soll, ist dies 
aber auch nicht erforderlich; ein zeitlicher 
Gewinn dürfte nicht bestehen. 
 
Ich weise darauf hin, dass der in meiner 
Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung 
aufgeführte § 245e Abs. 5 BauGB zwischen-
zeitlich geändert wurde. Dies führt zu einer 
Neufassung der Gemeindeöffnungsklausel, 
so dass zukünftig nicht ein Zielabwei-
chungsverfahren durchgeführt werden 
müsste, sollte eine Gemeinde sich über die 
Ausschlusswirkung des RROP 2004 - TF 
Energie 2013 hinwegsetzen wollen. 
 
Im August 2025 erlangte das Gesetz zur 
Umsetzung von Vorgaben der neuen Erneu-

 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
Der vorliegenden Bauleitplanung standen 
nach dem RROP 2004, Teilfortschreibung 
Energie 2013 (mittlerweile außer Kraft getre-
ten) Ziele der Raumordnung entgegen (hier: 
Darstellung von Windvorranggebieten mit 
Ausschlusswirkung). Danach lag das vorlie-
gende Plangebiet in einer Fläche, die nicht 
als Windvorranggebiet im RROP ausgewie-
sen war.  
Mit Eintreten der Rechtskraft des neuen 
RROP 2025 am 15.01.2026 ist die bisherige 
Ausschlusswirkung entfallen und steht der 
vorliegenden Bauleitplanung der Gemeinde 
Berge nicht mehr entgegen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Aufgrund des in Kraft getretenen 
RROP 2025 ist die angeführte Rechtspre-
chung des BVerwG für die vorliegende Bau-
leitplanung nicht mehr relevant. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise, dass aufgrund der jüngeren 
Änderung des BauGB im Flächennutzungs-
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erbare-Energien-Richtlinie (RED III-
Richtlinie) Rechtskraft. Daher sind in der 
parallel aufzustellenden Flächennutzungs-
planänderung entsprechend § 249c Abs. 1 
Satz 1 BauGB, vorbehaltlich des Absatzes 2 
des entsprechenden Paragraphen, zugleich 
als Beschleunigungsgebiete für die Wind-
energie an Land darzustellen. In diesem 
Zusammenhang sei auch auf die Überlei-
tungsvorschrift des § 245f Abs. 3 hingewie-
sen; insbesondere Satz 2, welcher eine Frist 
zur nachträglichen Beschleunigungsgebiets-
darstellung eröffnet. 
 

plan dargestellte Windenergiegebiete gem. 
§ 2 Nr. 1 WindBG ebenfalls als Beschleuni-
gungsgebiete für die Windenergie an Land 
darzustellen sind, wird nach den Erkenntnis-
sen der Gemeinde Berge von der Samtge-
meinde Fürstenau beachtet. Dabei nutzt die 
Samtgemeinde die Regelung des § 245f 
Abs. 3 Nr. Satz 2 BauGB und stellt das Be-
schleunigungsgebiet in einem der 64. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes nachfol-
genden separaten Planverfahren dar. Dabei 
ist das separate Planverfahren innerhalb von 
drei Monaten förmlich einzuleiten. 
 

Bauleitplanung 
Aus Sicht der Bauleitplanung bestehen ge-
gen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 23 „Sondergebiet Energiepark Berge - 
Süd“ keine grundsätzlichen Bedenken. Die 
vorliegende Bauleitplanung ist Teil des Pro-
jektes „Energie für Berge“, für das im Sep-
tember 2023 eine Vorbesprechung stattge-
funden hat. Im Rahmen der Besprechung 
wurden auch die Möglichkeiten für die Er-
richtung der Windenergieanlage erörtert. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wurde im April 2025 bereits aus dem Land-
schaftsschutzgebiet „Nördlicher Teutoburger 
Wald - Wiehengebirge“ entlassen. Die Ver-
ordnung über das Landschaftsschutzgebiet 
steht einer Rechtskraft dementsprechend 
nicht mehr entgegen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der vorlie-
gende Bebauungsplan aufgrund einer feh-
lenden Höhenbegrenzung die Anforderun-
gen an einen qualifizierten Bebauungsplan 
gem. § 30 Abs. 1 BauGB nicht erfüllt und 
daher § 30 Abs. 3 BauGB anzuwenden ist. 
Da der Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes nicht innerhalb eines Vorranggebietes 
für Windenergie liegt, kann in diesem Fall 
die Höhe der baulichen Anlagen als Maß der 
baulichen Nutzung festgesetzt werden. An-
dernfalls wird empfohlen, einen vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan aufzustellen, in 
dem ein bestimmter Anlagentyp festgesetzt 
wird. 
 
 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Grundsätzliche Bedenken werden sei-
tens des Eingebers nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
Bei dem vorliegenden B-Plan handelt es sich 
sehr wohl um einen qualifizierten B-Plan im 
Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB, da er Fest-
setzungen über die Art (Sondergebiet) und 
das Maß (zulässige Grundfläche) der bauli-
chen Nutzung, die überbaubaren Grund-
stücksflächen (Baugrenzen) und die örtli-
chen Verkehrsflächen (Verkehrsflächen, 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestim-
mung) enthält.  
Der qualifizierte B-Plan muss dabei nicht alle 
nach BauGB und BauNVO möglichen Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung 
enthalten (siehe dazu u.a. Schrödter [Hrsg.]: 
„Baugesetzbuch Kommentar“, Nomos Ver-
lag, 9. Auflage, § 30, Rn 9): 
„Die Annahme eines qualifizierten Bebau-
ungsplans setzt somit nicht voraus, dass die 
Gemeinde von sämtlichen diesbezüglich 
durch § 9 sowie die BauNVO eröffneten 
Festsetzungsmöglichkeiten Gebrauch 
macht. Ein solcher Plan kann sich vielmehr 
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auch auf einzelne der danach denkbaren 
Festsetzungen beschränken.“ 
 
Im vorliegenden Fall wird ein Angebotsbe-
bauungsplan aufgestellt. In diesem Rahmen 
wurden für eine realistische Windenergie-
Referenzanlage (hier mit einer Gesamthöhe 
von 250 m) die zu erwartenden Umweltaus-
wirkungen (u.a. Lärm u. Schattenschlag) 
durch Gutachter ermittelt und bewertet.  
Eine umfassende Variantenprüfung und die 
Festsetzung einer maximalen Anlagenhöhe 
sind hier nicht zielführend und auch rechtlich 
nicht geboten.  
 
Soweit erforderlich, wurden basierend auf 
den Ergebnissen der Immissionsgutachten 
zur Vermeidung von erheblichen Auswirkun-
gen angemessene Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaßnahmen im B-Plan festgesetzt.  
In diesem Zusammenhang wird darauf hin-
gewiesen, dass gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 
die von einer Planung berührten öffentlichen 
und privaten Belange gerecht gegeneinan-
der und untereinander abzuwägen sind. Da-
bei sind durch die Planung bedingte Konflik-
te hinreichend zu lösen, wobei eine ange-
messene Lösung auch auf ein nachfolgen-
des Verwaltungshandeln verlagert werden 
kann. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
hierzu grundlegend ausgeführt: 
 
„Die Planung darf nicht dazu führen, dass 
Konflikte, die durch sie hervorgerufen wer-
den, zu Lasten Betroffener letztlich ungelöst 
bleiben. Dies schließt eine Verlagerung von 
Problemlösungen aus dem Bauleitplanver-
fahren auf nachfolgendes Verwaltungshan-
deln indes nicht zwingend aus. Von einer 
abschließenden Konfliktbewältigung im Be-
bauungsplan darf die Gemeinde Abstand 
nehmen, wenn die Durchführung der als 
notwendig erkannten Konfliktlösungsmaß-
nahmen außerhalb des Planungsverfahrens 
auf der Stufe der Verwirklichung der Planung 
sichergestellt ist. Die Grenzen zulässiger 
Konfliktverlagerung sind indes überschritten, 
wenn bereits im Planungsstadium absehbar 
ist, dass sich der offengelassene Interes-
senkonflikt auch in einem nachfolgenden 
Verfahren nicht sachgerecht lösen lassen 
wird (...). 
Ob eine Konfliktbewältigung durch späteres 
Verwaltungshandeln gesichert oder wenigs-
tens wahrscheinlich ist, hat die Gemeinde, 
da es um den Eintritt zukünftiger Ereignisse 
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geht, prognostisch zu beurteilen. (...)“1 
 

 Vorliegend ist davon auszugehen, dass Kon-
flikte, die sich durch den Bau der nach dem 
B-Plan zulässigen Windenergieanlage erge-
ben könnten, abschließend in den jeweiligen 
BImSchG-Verfahren sachgerecht gelöst 
werden können. 
Im Zuge des nachfolgenden BImSchG-
Genehmigungsverfahrens (obligatorisch für 
Windenergieanlagen mit einer Höhe über 
50 m) erfolgt eine detaillierte, konkret Anla-
gen bezogene Bewertung der zu erwarten-
den Umweltauswirkungen. Dabei werden die 
von der geplanten Anlage ausgehenden 
potentiell erheblichen Auswirkungen ggf. 
durch entsprechende Auflagen zur Vermei-
dung oder Minimierung behandelt.  
Ggf. erforderliche zusätzliche Gutachten 
werden in diesem Rahmen ebenfalls erstellt. 
Die geltenden Gesetze, Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften sind dabei grund-
sätzlich zu beachten.  
 
Hinsichtlich der Gesamthöhe der Windener-
gieanlage ergibt sich u.a. auch aus der ge-
botenen Vermeidung einer optisch bedrän-
genden Wirkung ein begrenzender Faktor. 
Gem. § 249 Abs. 10 BauGB gilt, dass bei 
Einhaltung eines Mindestabstandes, der der 
zweifachen Gesamthöhe der Windenergie-
anlage entspricht, der öffentliche Belang 
einer optisch bedrängenden Wirkung dem 
Vorhaben i.d.R. nicht entgegensteht.  
 

Weiterhin wird auf die Überleitungsvorschrif-
ten aus Anlass des Gesetzes zur Stärkung 
der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren 
und zur Änderung weiterer Vorschriften so-
wie aus Anlass der Einführung des § 249c 
gemäß § 245f Abs. 3 BauGB hingewiesen: 
„Abweichend von § 233 Absatz 1 sind in 
Aufstellung befindliche Windenergiegebiete 
gemäß § 2 Nummer 1 des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes, für die vor dem 15. 
August 2025 ein Beschluss über die Aufstel-
lung, Änderung oder Ergänzung eines Flä-
chennutzungsplans gefasst wurde, als Be-
schleunigungsgebiete nach § 249c darzu-
stellen, soweit die dort genannten Voraus-
setzungen dafür vorliegen. Die Darstellung 
als Beschleunigungsgebiet kann aus-
nahmsweise in einem nachfolgenden, inner-
halb von drei Monaten förmlich einzuleiten-

Die Hinweise, dass aufgrund der jüngeren 
Änderung des BauGB im Flächennutzungs-
plan dargestellte Windenergiegebiete gem. 
§ 2 Nr. 1 WindBG ebenfalls als Beschleuni-
gungsgebiete für die Windenergie an Land 
darzustellen sind, wird nach den Erkenntnis-
sen der Gemeinde Berge von der Samtge-
meinde Fürstenau beachtet.  
Dabei nutzt die Samtgemeinde die Regelung 
des § 245f Abs. 3 Nr. Satz 2 BauGB und 
stellt das Beschleunigungsgebiet in einem 
der 64. Änderung des Flächennutzungspla-
nes nachfolgenden separaten Planverfahren 
dar. Dabei ist das separate Planverfahren 
innerhalb von drei Monaten förmlich einzulei-
ten. 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 

                                                
1 Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 14.07.1994 - 4 NB 25.94 
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den separaten Planverfahren erfolgen. Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Windenergiegebiete, die nach Ablauf des 
19. Mai 2024 und vor dem 15. August 2025 
ausgewiesen worden sind“ (§ 245f Abs. 3 
BauGB). Die vorliegende Planung ist dem-
entsprechend als Beschleunigungsgebiet 
gem. § 249c BauGB darzustellen. Auf die 
Stellungnahme der Regionalplanung wird in 
diesem Zusammenhang verwiesen. 
 
Untere Denkmalschutzbehörde 
Aus Sicht der Baudenkmalpflege bestehen 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 23 „Sondergebiet Energiepark Berge-
Süd“ der Gemeinde Berge keine Bedenken. 
 
Seitens der Archäologischen Denkmalpflege 
der Stadt und des Landkreises Osnabrück 
bestehen hinsichtlich der Planaufstellung 
folgende Bedenken: (vgl. nachrichtliche Ü-
bernahme Nr. 2 auf der Planzeichnung) 
 
Nur wenige Meter westlich der Nordwest-
ecke des Plangebietes befinden sich im be-
waldeten Bereich das gesetzlich geschützte, 
vorgeschichtliche Kulturdenkmal „Grabhügel 
Berge FStNr. 13“. Dieses archäologische 
Baudenkmal darf nach § 6 des Nieders. 
Denkmallschutzgesetzes nicht zerstört und 
in seinem Bestand nicht gefährdet oder be-
einträchtigt werden, auch nicht durch die 
Bauarbeiten zur Errichtung der geplanten 
Windkraftanlage oder durch deren Betrieb. 
Eingriffe in die denkmalwerte Substanz oder 
Beschädigungen des Kulturdenkmals zum 
Beispiel durch Havarien der Anlage sind von 
vornherein baulich und sicherheitstechnisch 
auszuschließen. 
 
Die Errichtung einer Windkraftanlage in un-
mittelbarer Nähe beeinträchtigt außerdem 
das Erscheinungsbild des archäologischen 
Baudenkmals deutlich. Diese Beeinträchti-
gung durch eine Anlage zur Nutzung erneu-
erbarer Energien ist jedoch nach Änderung 
von § 7 des Nieders. Denkmalschutzgeset-
zes im Jahr 2022 hinzunehmen. 
 
Außer dem genannten Kulturdenkmal befin-
den sich im Umfeld des Plangebiets weitere 
erhaltene vorgeschichtliche Grabhügel, dar-
über hinaus sind die Standorte von einigen 
zerstörten Grabanlagen bekannt. Insgesamt 
stellt sich der Bereich um den Höhenberg als 
vorgeschichtliche Gräberlandschaft dar. Da-

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Belange der archäologischen Denkmal-
pflege werden im Rahmen der vorliegenden 
Planung mit angemessener Gewichtung 
beachtet. 
 
 
Die denkmalrechtlichen Schutzansprüche 
des gesetzlich geschützten vorgeschichtli-
chen Kulturdenkmals „Grabhügel Berge 
FStNr. 13" sind grundsätzlich zu wahren. 
Entsprechende Hinweise wurden in die 
Planunterlagen aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise bezüglich der zu erwartenden 
Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes 
des archäologischen Baudenkmals werden 
zur Kenntnis genommen.  
Diese Beeinträchtigung durch eine Anlage 
zur Nutzung erneuerbarer Energien ist ge-
mäß § 7 Abs. 2 NDSchG jedoch hinzuneh-
men.  
 
Zur Vermeidung von Zerstörungen oder Be-
schädigungen bislang unbekannter archäo-
logischer Denkmale werden seitens der 
Denkmalpflegebehörde Sondierungen inner-
halb des Plangebietes gefordert, bevor die 
obligatorische Genehmigung nach § 13 
NDSchG erteilt werden kann.  
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her ist im Plangebiet unter der Erdoberfläche 
mit dem Auftreten von Resten weiterer, bis-
lang unbekannter Grabanlagen zu rechnen, 
die bei den anstehenden Erdarbeiten zer-
stört werden können. 
 
Die im Rahmen der frühzeitigen Verfahrens-
beteiligung beauftragte archäologische Son-
dagegrabung wurde im Bereich des unmit-
telbaren Standortes der geplanten WEA 
Ende 2024 ohne bodendenkmalpflegerisch 
relevantes Ergebnis durchgeführt. Als 
denkmalrechtliche Auflage verbleibt die ar-
chäologische Begleitung der Errichtung der 
Zuwegung zur WEA, die mit dem Vorha-
benträger bereits für die Bauzeit verabredet 
wurde. 
 
Ich weise darauf hin, dass die dabei entste-
henden Kosten (für Material-, Maschinen- 
und Personaleinsatz) nicht von der Archäo-
logischen Denkmalpflege übernommen wer-
den, sondern vom Vorhabenträger als Ver-
ursacher zu tragen sind (§ 6 (3) Nieders. 
Denkmalschutzgesetz). 
 
Auf die zusätzliche geltende generelle ge-
setzliche Melde- und Sicherungspflicht ar-
chäologischer und paläontologischer Boden-
funde wird auf der Planzeichnung zum B-
Plan hingewiesen. 
 

Am 23.10.2024 wurde durch die Denkmal-
pflegebehörde ein archäologischer Such-
schnitt innerhalb des Plangebietes durchge-
führt. Er war bei 4-5 m Breite gut 50 m lang 
und führte von Süd nach Nord durch das 
Zentrum des Fundaments der geplanten 
Windenergieanlage und durch den nördlich 
vorgelagerten zukünftigen Parkplatzbereich. 
Dabei zeigten sich keine relevanten archäo-
logischen Funde und Befunde, so dass die 
Sondage nicht erweitert werden musste und 
abgeschlossen werden konnte. Damit konn-
te der erste Teil der Auflagen der Boden-
denkmalpflege abgeschlossen werden.  
 
Mit der Betreiberin der künftigen Windener-
gieanlage wurde seitens der Denkmalpfle-
gebehörde darüber hinaus verabredet, die 
Erdarbeiten für die Errichtung der Zuwegung 
zur Windenergieanlage archäologisch zu 
begleiten. Diese Maßnahme soll voraussicht-
lich 2026 durchgeführt werden und ist recht-
zeitig vor den Tiefbauarbeiten mit der 
Denkmalbehörde abzustimmen.  
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 

Landwirtschaftlicher Immissionsschutz 
Im Rahmen der Vorbelastung beim Schall-
gutachten sind die genehmigten WEA im 
Windenergie Berge-Hekese dahingehend zu 
überprüfen, ob diese einen Einfluss auf die 
Berechnungen haben können. Insgesamt 
sind derzeit 7 WEA in den Windenergiege-
bieten „Haff“ und „Haffwiesen“ (genannt 
Windpark Hekese) genehmigt. Eine weitere 
ist bereits beantragt. Sofern die Schallgut-
achten für die weitere Betrachtung erforder-
lich sind, können diese bei der Unteren Im-
missionsschutzbehörde des Landkreises 
Osnabrück angefordert werden. Dies gilt 
ebenfalls für die Vorbelastung beim Schat-
tenwurf. 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplans ist 
die Darstellung als Beschleunigungsgebiet 
zu prüfen. 
 

 
Auf Anfrage seitens des Lärmgutachters(IEL 
GmbH) hat der Landkreis Osnabrück für die 
sieben WEA ein Schallgutachten zur Verfü-
gung gestellt. Bei der Bewertung dieses 
Gutachtens in Verbindung mit dem vorlie-
genden Schallgutachten (IEL-Bericht Nr. 
5234-24-L1) konnte festgestellt werden, 
dass die sieben WEA keinen maßgeblichen 
Einfluss auf die schalltechnische Beurteilung 
der hier geplanten WEA haben und somit 
der Realisierung der WEA nicht entgegen-
stehen.  
Im IEL-Bericht Nr. 5234-24-L1 ist z. B. für 
den Immissionspunkt „IP 05 Wickersboll 10, 
49626 Bippen“ für die Nachtzeit ein Schall-
immissionspegel von 32,3 dB(A) ermittelt 
worden. Dieser Immissionspunkt findet sich 
auch in dem vom Landkreis Osnabrück zur 
Verfügung gestellten Gutachten wieder. Dort 
wird er mit „IO 01“ bezeichnet. An diesem 
Immissionspunkt wird gemäß diesem Gut-
achten durch die insgesamt sieben WEA 
eine Schallimmissionspegel für die Nachtzeit 



Gemeinde Berge 
Bebauungsplan Nr. 23 „Sondergebiet Energiepark Berge - Süd“                   Abwägung II 7 

PLANUNGSBÜRO   DEHLING & TWISSELMANN OSNABRÜCK 

von 27,2 dB(A) bewirkt. Durch die energeti-
sche Summation dieser beiden Werte ergibt 
sich eine Schallimmissionsbelastung von 
33,4 dB(A). Der zulässige Immissionsricht-
wert für die Nachtzeit beträgt an diesem 
Immissionspunkt 35 dB(A). Dieser wird nach 
wie vor unterschritten. 
 

Untere Naturschutz- und Waldbehörde 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 23 „Sondergebiet Energiepark Berge-
Süd“ schafft die Gemeinde Berge die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Errichtung einer Windenergieanlage (WEA), 
die den etwa 1,4 km nördlich geplanten „E-
nergiepark Berge-Nord“ (B-Plan Nr. 22) er-
gänzen soll. Die Bauleitplanung dient der 
Umsetzung der Energiewende sowie der 
Stärkung einer unabhängigen Energiever-
sorgung. Vorgesehen ist die Ausweisung 
eines Sondergebiets (SO) Windenergieanla-
ge gemäß § 11 BauNVO mit einer zulässi-
gen Grundfläche (ZGR) von 2.000 m² inner-
halb der Baugrenze 1 (überbaubarer Be-
reich) sowie einer ZGR von 25.000 m² in-
nerhalb der Baugrenze 2 (vom Rotor über-
strichener Bereich). Im Plangebiet soll eine 
Windenergieanlage mit einer Leistung von 6 
MW errichtet werden; die Erschließung er-
folgt über die Bippener Straße (L 102). 
 
Im Rahmen der naturschutzfachlichen Prü-
fung liegen folgende Unterlagen vor: 
 
• Umweltbericht zur Aufstellung des Bebau-

ungsplanes Nr. 23 „Sondergebiet Ener-
giepark Berge-Süd“ sowie zur parallelen 
64. Änderung des Flächennutzungsplans 
der Samtgemeinde Fürstenau einschließ-
lich Anlagen, erstellt durch das Planungs-
büro Dehling & Twisselmann, Stand 
18.11.2025. 

• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum B-
Plan Nr. 23 „Sondergebiet Energiepark 
Berge-Süd“ der Gemeinde Berge sowie 
parallele 64. Änderung des Flächennut-
zungsplanes (FNP) der Samtgemeinde 
Fürstenau, erstellt durch BIO-Consult, 
Stand 07.07.2025. 

• Fachbeitrag Artenschutz Fledermäuse 
zum Bebauungsplan Nr. 23 „Sondergebiet 
Energiepark Berge-Süd“, erstellt von Büro 
Dense & Lorenz, Stand: März 2024. 

• Bebauungsplan Nr. 23 „Sondergebiet E-
nergiepark Berge-Süd“, Gemeinde Berge, 

 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Samtgemeinde Fürstenau, Landkreis Os-
nabrück vom 18.11.2025. 

 
1.  Betroffenheit des Landschaftsschutzge-

bietes 
Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Aufstellung des Be-
bauungsplanes erfolgte im vorgelagerten 
Antrags- und Beteiligungsverfahren durch 
den Landkreis bereits eine Anpassung der 
Grenzen des Landschaftsschutzgebietes. 
Mit der „Verordnung zur Änderung der Ver-
ordnung zum Schutz von Landschaftsteilen 
im Landkreis Osnabrück OS 01 („Naturpark 
Nördlicher Teutoburger Wald - Wiehenge-
birge“) im Gebiet der Gemeinde Berge, 
Samtgemeinde Fürstenau vom 10.03.2025, 
bekannt gemacht im Amtsblatt für den Land-
kreis Osnabrück Nr. 7 vom 15. April 2025, 
wurde der Geltungsbereich des Land-
schaftsschutzgebietes entsprechend neu 
abgegrenzt. Der geplante Vorhabenstandort 
liegt infolge dieser Anpassung nicht mehr 
innerhalb des Landschaftsschutzgebietes. 
 
Nachfolgend werden der Umweltbericht, 
insbesondere die Abarbeitung der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung ein-
schließlich Eingriffs- und Ausgleichsbilanzie-
rung, die Bewertung der Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes, erforderliche Ersatz-
aufforstungen gemäß NWaldLG sowie die 
artenschutzrechtlichen Gutachten im Detail 
beurteilt.  
 

 
 
Die Hinweise zur erfolgten Teillöschung des 
Landschaftsschutzgebietes werden zur 
Kenntnis genommen. Bedenken werden 
seitens des Eingebers nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

2. Eingriffsregelung 
Für das vorliegende Bauleitplanverfahren ist 
die Eingriffsregelung gemäß § 1a Abs. 3 
BauGB in Verbindung mit § 18 Abs. 1 
BNatSchG anzuwenden. Die Standortwahl 
wurde durch eine Alternativenprüfung - be-
sonders im LSG-Löschungsverfahren - ver-
tiefend bearbeitet und nachvollziehbar be-
gründet.  
 
Die Abarbeitung der Eingriffsregelung erfolg-
te nach dem Osnabrücker Kompensations-
modell (2016). Die Untere Naturschutzbe-
hörde (UNB) weist in diesem Zusammen-
hang darauf hin, dass der überplante Acker 
in der Eingriffsbilanzierung mit einem Wert-
faktor von 1,2 anzusetzen ist, da es sich um 
Plaggenesch und damit um einen regional 
seltenen Boden mit erhöhter Schutzwürdig-
keit handelt.  
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird aufgegriffen und die Ein-
griffs-Ausgleichsbilanz geändert. Die ver-
schiedenen Ackerbereiche werden entspre-
chend der anstehenden Böden im Be-
standsplan Biotoptypen unterschieden. Die 
Bereiche mit Eschböden erhalten den Wert-
faktor 1,2 WE/m². 
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Abgesehen davon wurde das Kompensati-
onsdefizit methodisch korrekt als Differenz 
zwischen dem Neuanlagen- bzw. Biotop-
restwert der festgesetzten Nutzungen und 
dem Eingriffsflächenwert ermittelt. Die „Flä-
chen und Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft“ wurden entsprechend 
korrekt und umfänglich in die Festsetzungen 
des B-Planes übernommen. Der Kompensa-
tionsbedarf durch externe Maßnahmen be-
trägt nach derzeitigem Stand 3.788 Wertein-
heiten (ohne Berücksichtigung des Plagge-
nesches). 
 
Die externen Ausgleichsmaßnahmen sollen 
durch die EfB (Energie für Berge GmbH & 
Co. KG) auf dem Flurstück 110/1, Flur 11, 
Gemarkung Berge umgesetzt werden. Die 
Ausgleichsfläche liegt ca. 1.400 m nordwest-
lich des Plangebietes in einem größeren, 
teilweise geschlossenen, teilweise landwirt-
schaftlich gegliederten Waldbestand und 
umfasst eine Gesamtgröße von 27.517 m². 
Vorgesehen ist eine Umwandlung der Acker-
fläche in artenreiches, extensiv zu nutzen-
des Grünland, ergänzt durch die Anlage ei-
nes wechselnassen Kleingewässers und 
kleiner Gehölzgruppen. die Waldfläche soll 
zu einem naturnahen Laubmischwald aus 
Lichtbaumarten mit kleineren Waldlichtun-
gen und stufig ausgebildeten Waldrändern 
entwickelt werden. Durch diese Maßnahme 
ist in Abstimmung mit der UNB eine Aufwer-
tung um insgesamt 35.840 Werteinheiten 
möglich, die als Bevorratung auch weiteren 
Bauleitplanverfahren der Gemeinde Berge 
zur Verfügung stehen sollen. Anpassungen 
der Maßnahmenplanung können im Einver-
nehmen mit der UNB erfolgen. 
 
Für die Entfernung zweier Straßenbäume im 
Bereich der L 102 ist als Ersatz die Pflan-
zung von insgesamt neun neuen Hoch-
stämmen (Stieleiche) im Plangebiet vorge-
sehen (je ein Hochstamm pro 15 cm Brust-
höhendurchmesser der entnommenen Bäu-
me). Die Umsetzung erfolgt innerhalb der 
festgesetzten Fläche für „Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft“ innerhalb des B-
Planes entlang der L 102. Die Maßnahme 
wurde im Vorfeld mit der NLStBV und der 
UNB abgestimmt. 
 
Mit Ausnahme der aus Sicht der UNB erfor-

Die Hinweise werden dankend zur Kenntnis 
genommen. Bedenken werden nicht vorge-
bracht. 
 
 
 
 
 
 
Unter Berücksichtigung der nun höheren 
Bewertung der Teilflächen mit Eschböden 
ergibt sich ein externer Kompensationsbe-
darf von 4.229 WE.  
 
 
Die Feststellungen und Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Bedenken werden 
seitens des Eingebers nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellungen und Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Bedenken werden 
seitens des Eingebers nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden dankend zur Kenntnis 
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derlichen Korrektur hinsichtlich der Bewer-
tung des Plaggenesches ist die Eingriffsre-
gelung insgesamt fachlich schlüssig, metho-
disch korrekt hergeleitet und für die Beurtei-
lung des Vorhabens geeignet. Die vorgese-
henen Kompensationsmaßnahmen sind ge-
eignet, den aus dem Eingriff resultierenden 
Kompensationsbedarf zu decken. 
 

genommen. Grundsätzliche Bedenken wer-
den nicht vorgebracht. Es erfolgt eine voll-
ständige Kompensation der Eingriffe in Na-
tur und Landschaft. 

3. Eingriff in das Landschaftsbild 
Die Beurteilung der potenziell erheblich be-
einträchtigten Bereiche des Landschaftsbil-
des erfolgt methodisch korrekt im Umkreis 
der 15-fachen Anlagenhöhe (15 x 249,5 m = 
3.742,5 m) und in Absprache mit der UNB 
unter Anwendung des Bewertungsverfah-
rens nach Wilhelm Breuer („Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen für Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes“ Naturschutz und 
Landschaftsplanung, Heft 33 (8), 2001). 
 
Das Untersuchungsgebiet ist insgesamt 
durch ein überdurchschnittlich vielfältiges, 
strukturreiches und landschaftsästhetisch 
hochwertiges Erscheinungsbild geprägt und 
gehört gemäß Landschaftsrahmenplan 
(2023) überwiegend den Kategorien sehr 
hohe Bedeutung und hohe Bedeutung an; 
lediglich in einem kleineren Teilbereich liegt 
eine mittlere Bedeutung vor. Aufgrund von 
Relief, Wäldern, Bebauung u. a. sichtver-
schattete Bereiche sind gem. Breuer (2001) 
bei der Ermittlung des erheblich beeinträch-
tigten Raums korrekt abgezogen worden. 
 
Im Umweltbericht (S. 76) wird ausgeführt, 
dass im östlichen und westlichen Umfeld des 
Vorhabens zusätzlich bestehende Vorbelas-
tung durch bereits vorhandene WEA be-
rücksichtigt worden seien. Auf dieser Grund-
lage wird ein Kompensationsbedarf von 
2,3577 ha für bislang unbelastete Bereiche 
sowie o,7024 ha für vorbelastete Bereiche 
ermittelt. Die Berechnung für die unbelaste-
ten Bereiche erfolgte korrekt anhand der 
nach Breuer (2001) vorgegebenen Werte 
(0,4 %, 0,3 % und 0,2 %) anteilig der Flä-
chengröße. Die Ermittlung für vorbelastet 
eingestufte Bereiche basiert dabei auf der 
Anwendung reduzierter Flächenansätze von 
0,12 %, 0,09 % und 0,06 %. Insgesamt wur-
de so ein Bedarf von 3,0601 ha geeigneter 
Maßnahmenflächen zur Kompensation des 
Eingriffs in das Landschaftsbild ermittelt. 
 

 
Die Hinweise werden dankend zur Kenntnis 
genommen. 
 

Aus Sicht der UNB ist eine Aufteilung des Es wird korrekt darauf hingewiesen, dass 
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erheblich beeinträchtigten Raums in unbe-
lastete und vorbelastete Teilflächen in der 
Methodik nach Breuer (2001) jedoch nicht 
vorgesehen. Die für vorbelastete Bereiche 
angewendeten Flächenansätze (0,12 %, 
0,09 % und 0,06 %) stellen keine eigenstän-
digen Ersatzwerte dar, sondern sind als Zu-
schläge für jede weitere WEA eines Wind-
parks auf den Grundwert der ersten Anlage 
konzipiert und dienen der Abbildung kumula-
tiver Wirkungen bei mehreren Anlagen eines 
Windparks. Eine isolierte und flächenbezo-
gene Anwendung dieser Zuschlagswerte auf 
vorbelastete Teilräume gibt es in der Syste-
matik von Breuer (2001) nicht. Grundsätzlich 
kann eine Beachtung der durch weitere be-
stehende Windparks vorbelastete Bereiche 
bei der Ermittlung der Kompensation für den 
Eingriff in das Landschaftsbild nachvollzo-
gen werden, allerdings ist die Abwertung aus 
Sicht der UNB für diese Gebiete mit den 
angewandten Werten als zu hoch angesetzt. 
 
Im Vergleich zum NLT-Papier (2018) als 
derzeit maßgeblichem fachlichen Standard 
zur Bemessung von Ersatzzahlungen für 
Windenergieanlagen in Windvorranggebie-
ten wird in der Berechnungsmethodik ledig-
lich eine Reduzierung der Richtwerte um 
jeweils 0,1 % bei zunehmender Anlagenzahl 
vorgenommen. 
 
 
 
 
Vor diesem Hintergrund bittet die UNB um 
eine Überprüfung bzw. fachlich nachvoll-
ziehbare und mit vergleichbaren Vorhaben 
vergleichbare Herleitung der angewandten 
Methodik. 
 

diese Zuschläge zu berücksichtigen sind, 
wenn mehrere Anlangen zusätzlich beurteilt 
werden müssen. In diesem Fall ist das Un-
tersuchungsgebiet durch mehrere Wind-
energieanlagen anderer Windparks vorbe-
lastet, so dass mit Sicherheit eine erhebliche 
Vorbelastung anzusetzen ist. 
Nach Auffassung der Gemeinde ist es 
durchaus vergleichbar und kein erheblicher 
Unterschied, ob eine Einzelanlage zu einem 
vorbelasteten Gebiet dazu geplant wird oder 
in einem Windpark mehrere Anlagen errich-
tet werden. 
Die Bewertungen werden unverändert bei-
behalten, auch da das Modell eine weitere 
Differenzierung nicht hergibt. 
 
 
 
 
 
 
 
Das NLT-Papier „Arbeitshilfe Bemessung 
der Ersatzzahlung für Windenergieanlagen“ 
(2018) soll als fachliche Hilfe zur Bemes-
sung von Ersatzzahlungen dienen.  
Die Rechtsgrundlage für Ersatzzahlungen ist 
§ 15 Abs. 6 BNatSchG. Gemäß § 18 
BNatSchG sind die §§ 14 bis 17 BNatSchG 
jedoch nicht auf Bebauungspläne anzuwen-
den. Ersatzzahlungen sind daher im Rah-
men der verbindlichen Bauleitplanung nicht 
zulässig. 
 
Die Bewertungen des NLT-Papiers stehen 
nach Auffassung der Gemeinde Berge in 
keinem kausalen Zusammenhang mit dem 
Modell Breuer (2001). Eine Mischung beider 
Modelle hält die Gemeinde für nicht sinnvoll. 
Das NLT-Papier wird daher weiterhin nicht 
angewendet. 
 

Das NLT-Papier (2018) geht darüber hinaus 
davon aus, dass angesichts der heutigen 
Anlagenhöhen Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes durch Maßnahmen nicht 
mehr vollständig kompensierbar sind und 
daher Windenergieanlagen innerhalb von 
Windvorranggebieten grundsätzlich über 
eine Ersatzzahlung auszugleichen sind. 
 
 
 
 
 

Hierzu gilt die vorstehende Abwägung.  
Ferner muss im Rahmen der kommunalen 
Bauleitplanung die Kompensation nicht 
gleichartig sondern kann gleichwertig erfol-
gen (vgl. hierzu insbesondere BVerwG-Urteil 
7C 3.23 vom 12.09.2024). 
Eine gleichartige Kompensation ist zudem 
auch fachlich nur sehr selten erreichbar.  
Bei einem überplanten intensiv genutzten 
Acker wird nicht der intensiv genutzte Le-
bensraum Acker als Kompensation herge-
richtet, sondern meist ein Extensivgrünland, 
eine naturnahe Gehölzanpflanzung oder die 
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Eine grob überschlägige Vergleichsrechnung 
auf Grundlage der im NLT -Papier (2018) 
genannten Bewertungsansätze für das 
Schutzgut Landschaftsbild und Bemessung 
der Gesamtinvestitionskosten gem. Wind-
Guard (2024) würde sich für den hier ge-
planten Anlagentyp z. B. eine erforderliche 
Ersatzzahlung in Höhe von rund 190.000 bis 
200.000 € ergeben. 
 
Nach den Angaben des Umweltberichts sol-
len innerhalb des Plangebietes 12.838 m² 
als Kompensation für den Eingriff in das 
Landschaftsbild bereitgestellt werden; weite-
re 17.763 m² sind extern auf dem Flurstück 
110/1, Flur 11, Gemarkung Berge, durch 
naturnahe Pflege- und Entwicklungsmaß-
nahmen vorgesehen.  
 
 
 
 
 
 
Die vorgesehenen externen Maßnahmen 
liegen dabei auf einem durch geschlossenen 
Waldbestand umgebenen Flurstück, das 
derzeit als Acker genutzt wird und stellen 
aus naturschutzfachlicher Sicht eine sinnvol-
le ökologische Aufwertung dar. Hinsichtlich 
des Schutzgutes Landschaftsbild ist jedoch 
zu berücksichtigen, dass Maßnahmen nur 
insoweit kompensatorische Wirkung entfal-
ten können, wie sie im Landschaftsraum 
tatsächlich wahrnehmbar sind. Nach Breuer 
(2001) müssen Ersatzmaßnahmen für Be-
einträchtigungen des Landschaftsbildes im 
vom Eingriff betroffenen Raum durchgeführt 
werden und dort zu einer wahrnehmbaren 
Verbesserung des Landschaftsbildes beitra-
gen. Art, Umfang und Lage der Maßnahmen 
haben sich dabei an dem Ziel zu orientieren, 
Funktionen und Werte wiederherzustellen 
oder neu zu schaffen, die den durch den 
Eingriff erheblich beeinträchtigten möglichst 
ähnlich sind. Insbesondere  die Wiederher-

Anlage von anderen naturschutzfachlich 
gewünschten „Biotopen“ (z. B. eines natur-
nahen Kleingewässers). 
Auch verlorene Funktionen und Werte ande-
rer Schutzgüter können meist nicht gleichar-
tig sondern nur gleichwertig ausgeglichen 
bzw. ersetzt werden (z. B. Flächenversiege-
lung oder die Inanspruchnahme kulturhisto-
risch bedeutsamer Eschböden).  
 
Die Eingriffe in das Landschaftsbild durch 
eine WEA können in der Regel nicht funkti-
onsgleich ausgeglichen werden, es ist aber 
grundsätzlich problemlos ein wertgleicher 
Ausgleich bzw. Ersatz möglich, insbesonde-
re durch Wiederherstellung oder Verbesse-
rung naturraumtypischer Landschaftsele-
mente.  
 
 
Die gewählte Zusatzbelastung nach dem 
Model Breuer (2001) erscheint der Gemein-
de als logischer und wird daher unverändert 
beibehalten.  
Der Kompensationsbedarf für Landschafts-
bildbeeinträchtigungen durch die neue WEA 
beträgt 3,0601 ha (entsprechend 30.601 m²) 
an geeigneten Maßnahmenflächen. Davon 
liegen 12.838 m² innerhalb des Plangebietes 
und 17.763 ² werden auf dem Flst. 110/1 der 
Flur 11, Gemarkung Berge bereitgestellt und 
naturnah entsprechend des beschriebenen 
Pflegekonzeptes entwickelt. 
 
Die Maßnahmen (Entwicklung von Extensiv-
grünland mit Feuchtbiotop, stufiger Wald-
randgestaltung und Umbau standortfremder 
Bestockung) entsprechen vollumfänglich der 
Wiederherstellung bzw. Neuanlage land-
schaftstypischer, naturbetonter Biotope und 
Strukturelemente und ermöglichen eine sehr 
erhebliche ökologische Verbesserung und 
eine deutliche Aufwertung des Landschafts-
bildes. 
Naturgemäß kann eine Kompensationsmaß-
nahme nur dann erlebt werden, wenn sie 
auch aufgesucht wird.  
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stellung und Neuentwicklung landschaftsty-
pischer, naturbetonter Biotope und Struktur-
elemente kann zur Verbesserung des Land-
schaftsbildes beitragen, sofern diese Maß-
nahmen im Landschaftsraum tatsächlich 
wahrnehmbar sind und vorzugsweise in den 
Bereichen umgesetzt werden, in denen die 
Windenergieanlagen das Landschaftsbild 
erheblich beeinträchtigen. 
 
Aufgrund der Lage im Waldinneren ist die 
Sichtbarkeit bzw. Wahrnehmbarkeit der ge-
planten Maßnahme - abgesehen von einzel-
nen Waldnutzern - deutlich eingeschränkt, 
so dass ihre landschaftsbildbezogene Wirk-
samkeit eher als gering einzustufen ist. Er-
gänzend dazu kann darauf hingewiesen 
werden, dass Waldbereiche nicht in die Be-
messung des Kompensationsbedarfs einbe-
zogen werden, da davon ausgegangen wird, 
dass eine WEA aus dem Inneren eines 
Waldes heraus nicht wahrnehmbar ist und 
somit keine erhebliche Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes vorliegt. Auch in dem vor-
liegenden Fall wurde das für die externe 
Kompensation angedachte Flurstück als 
„Flächen ohne Sichtbezug auf die geplante 
WEA“ aus der Ermittlung der erheblich be-
troffenen Bereiche abgezogen. Insgesamt 
scheint es vor diesen Hintergründen fachlich 
fraglich, inwieweit ein im Waldinneren gele-
gener Bereich geeignet ist, eine Kompensa-
tionsfunktion für einen Eingriff in das Land-
schaftsbild durch eine WEA zu erfüllen. Auf-
grund der großräumigen Sichtbarkeit der 
geplanten WEA wäre daher zu prüfen, ob 
ergänzend oder alternativ landschaftsbild-
wirksamere Maßnahmen (z. B. kleinflächige, 
punkt- und linienförmige naturbetonte Bioto-
pe und Landschaftsbestandteile in der Ag-
rarlandschaft laut Breuer) in öffentlich ein-
sehbaren Bereichen vorgesehen werden 
können. Insgesamt kann die naturnahe Ent-
wicklung der geplanten externen Fläche 
zwar einen Beitrag leisten, jedoch vorrangig 
im Hinblick auf ökologische Verbesserungen 
und nur eingeschränkt im Hinblick auf die 
Kompensation der erheblichen Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbildes. 
 
Zusammenfassend stellt die UNB fest, dass 
die Abgrenzung des erheblich beeinträchti-
gen Raumes sowie die grundsätzliche Be-
wertung des Landschaftsbildes fachlich 
nachvollziehbar erfolgt sind. Die im Umwelt-
bericht angewandte Methodik zur Ableitung 

Die von Wald umgebene Maßnahme hat 
dabei den Vorteil, dass sie nicht durch WEA 
überformt und belastet ist, sondern vollum-
fänglich positiv ihre Wirkung entfalten kann.  
Ästhetisch schöne Waldbereiche, insbeson-
dere mit randlichen Waldwegen und vorhan-
denen Lichtungen / Waldwiesen werden 
besonders gerne von Spaziergängern und 
anderen Erholung Suchenden aufgesucht, 
so dass auch viele Bürger diese Aufwer-
tungsmaßnahmen erleben können. Auch 
aufgrund der Lage in Ortsnähe und inner-
halb des vom Eingriffs betroffenen Raums 
(15 facher Anlagenhöhe) ist die Maßnahme 
nach Auffassung der Gemeinde insgesamt 
sehr gut geeignet, um auch die Beeinträchti-
gungen des Schutzgutes Landschaft zu 
kompensieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Bereitstellung anderer oder zusätzlicher 
Maßnahmenflächen wird nicht erforderlich, 
da der Belang des Landschaftsbildes ausrei-
chend berücksichtigt und vollständig und 
wertgleich durch neue landschaftstypische, 
naturbetonte Biotope und Strukturelemente 
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des Ersatzbedarfs nach Breuer (2001) ist 
jedoch nicht vollständig methodenkonform 
und zu überarbeiten. Darüber hinaus ist die 
landschaftsbildbezogene Wirksamkeit der 
vorgesehenen externen Maßnahme auf-
grund ihrer eingeschränkten Sichtbarkeit 
begrenzt, sodass die Eignung der vorgese-
henen Maßnahmen zur Bewältigung der 
erheblichen Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes aus Sicht der UNB kritisch zu 
bewerten ist. 
 

kompensiert wird. 

4. Ersatzaufforstung gemäß NWaldLG 
Durch die Umsetzung der Planung werden 
insgesamt 1.175 m² Waldfläche in Anspruch 
genommen. Die erforderliche Ersatzauffors-
tung wurde gem. Umweltbericht bereits im 
Mai 2024 mit dem Forstamt Ankum sowie 
dem Eigentümer der Waldfläche abge-
stimmt. Nach diesen Abstimmungen ist eine 
Ersatzaufforstung in einer Größenordnung 
von mindestens dem 1,4-fachen der über-
planten Waldfläche vorzusehen. Die geplan-
te Lage der Ersatzaufforstung soll außerdem 
zur Verbesserung des lokalen Biotopver-
bundes beitragen, indem sie zwei bestehen-
de Waldbereiche miteinander vernetzt. Zur 
Kompensation ist im Bebauungsplan eine 
Ersatzaufforstung von 2.799 m² festgesetzt. 
Diese soll als naturnaher Eichen-Buchen-
Mischwald mit stufig ausgebildeten Wald-
rändern angelegt werden. Die Ersatzauffors-
tung ist unter forstfachlicher Beratung und 
unter Verwendung herkunfts- und standort-
gerechter, heimischer Gehölze umzusetzen. 
 
Die Anforderungen des NWaldLG werden 
aus Sicht der UNB mit der vorgesehenen 
Ersatzaufforstung erfüllt. Lage und Umfang 
der Maßnahme sind fachlich schlüssig, ent-
sprechen den forstlichen Abstimmungen und 
tragen sowohl zur Kompensation der Wald-
inanspruchnahme als auch zur strukturellen 
Aufwertung des Landschaftsraumes bei. 
 

 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Bedenken werden seitens des 
Eingebers nicht vorgebracht. 

5. FFH-Verträglichkeitsbewertung 
Nach den Ausführungen des Umweltberichts 
sind Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele 
sowie des Schutzzwecks des ca. 700 m ent-
fernten FFH-Gebietes „Bäche im Artland“ 
durch die Planung nicht zu erwarten. Die 
durchgeführten Untersuchungen ergaben 
keine Hinweise auf potenziell erheblich be-
einträchtigte prioritäre Arten oder Lebens-
raumtypen im Sinne der Anhänge I und II 
der FFH-Richtlinie. Auf Grundlage der vor-

 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Bedenken werden seitens des 
Eingebers nicht vorgebracht. 
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liegenden Bewertungen ist insgesamt davon 
auszugehen, dass das Vorhaben keine er-
heblichen Auswirkungen auf das Natura 
2000-Gebietssystem entfaltet. Dieser Ein-
schätzung kann seitens der UNB gefolgt 
werden. 
 
6. Artenschutz Avifauna und andere Arten-
gruppen 
Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag be-
rücksichtigt die für das windenergierelevante 
Artenspektrum erforderlichen Ermittlungen 
umfassend und folgt in Methodik und Unter-
suchungsumfang den Vorgaben des Leitfa-
dens „Hinweise zur Erfassung und Bewer-
tung von Vogelvorkommen im Rahmen der 
Planung und Genehmigung von Windener-
gieanlagen (WEA) in Niedersachsen“ des 
Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz (NMUEK, 2016). 
Die Erfassungen der Brut-, Rast- und 
Raumnutzungsmuster im Jahr 2024 wurden 
fachstandardgerecht durchgeführt und er-
möglichen eine belastbare Einschätzung des 
Konfliktpotenzials. Die Ergebnisse zeigen 
ein Vorkommen mehrerer streng geschützter 
und nach NMUEK als kollisions- oder stö-
rungsempfindlich eingestufter Arten, ohne 
dass im unmittelbaren Umfeld des geplanten 
Anlagenstandorts Brutvorkommen kollisi-
onssensibler Arten nachgewiesen wurden. 
Die festgestellte Nutzung des Untersu-
chungsgebietes als Jagdhabitat für Greifvo-
gelarten wird nachvollziehbar dargestellt und 
fachgerecht bewertet.  
 
Die Ableitung eines vertieften Prüfbedarfs 
für vier Arten (Mäusebussard, Wespenbus-
sard, Waldschnepfe, Feldlerche) ist metho-
disch begründet. Auch der Hinweis auf po-
tenziell betroffene Vorkommen des Hirsch-
käfers sowie die notwendige Kontrolle zu 
entnehmender Gehölzstrukturen ist fachlich 
korrekt und entspricht dem Schutzniveau 
nach § 44 BNatSchG. Die vorgeschlagenen 
Vermeidungs- und Verminderungsmaßnah-
men (V 1 - V 4) sind geeignet, artspezifische 
Risiken zu minimieren bzw. ein potenziell 
erhöhtes Tötungsrisiko unter die Relevanz-
schwelle zu senken; zusätzliche CEF-
Maßnahmen sind aufgrund der Bewertung 
der Betroffenheit nicht erforderlich.  
 
Die UNB gibt an dieser Stelle noch den Hin-
weis, dass sich die unter Punkt 3 „Eingriff in 
das Landschaftsbild“ diskutierten ergänzen-

 
 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Bedenken werden seitens des 
Eingebers nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Bedenken werden seitens des 
Eingebers nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde bedankt sich für den Hinweis. 
Eine Bereitstellung anderer oder zusätzlicher 
Maßnahmenflächen erscheint der Gemeinde 
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den oder alternativen landschaftsbildwirk-
samen Maßnahmen zielgerichtet auch für 
Lebensraumschaffung der o. g. Arten (Anla-
ge von attraktiven Ausweichhabitaten) eig-
nen würden, um so ein Restrisiko zu mini-
mieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Artenschutzbeitrag ist insgesamt in Um-
fang, Methodik und Bewertung schlüssig und 
fachgerecht hergeleitet. Aus Sicht der UNB 
kann unter Berücksichtigung der vorgesehe-
nen Vermeidungs- und Verminderungsmaß-
nahmen das Eintreten von Verbotstatbe-
ständen nach § 44 BNatSchG mit hoher 
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. 
Die Vermeidungs- und Verminderungsmaß-
nahmen wurden entsprechend vollumfäng-
lich in die Festsetzungen des Entwurfes zum 
B-Plan übernommen. 
 

Berge jedoch nicht erforderlich, da der Be-
lang des Landschaftsbildes ausreichend 
berücksichtigt und vollständig und wertgleich 
durch neue landschaftstypische, naturbeton-
te Biotope und Strukturelemente kompen-
siert wird.  
Auch die artenschutzrechtlich gebotenen 
Maßnahmen werden vollumfänglich durch-
geführt. Ein Restrisiko besteht naturwissen-
schaftlich betrachtet immer. Der Artenschutz 
wird aber immer erst abschließend auf Um-
setzungsebene geprüft. Sollten sich Hinwei-
se auf erhebliche artenschutzrechtliche Kon-
flikte bei der Realisierung des Vorhabens 
ergeben, könnten noch ergänzend erforder-
liche Vermeidungsmaßnahmen durchgeführt 
werden.  
 
Die fachliche Gesamtbewertung des Arten-
schutzbeitrags Avifauna wird zur Kenntnis 
genommen. Bedenken werden seitens des 
Eingebers nicht vorgebracht. 
 

7. Artenschutz Fledermäuse 
Das vorgelegte Fledermausgutachten um-
fasst die für Windenergievorhaben relevan-
ten artenschutzrechtlichen Aspekte in an-
gemessenem Umfang. Die Konzentration 
auf kollisionsgefährdete Arten ist fachlich 
nachvollziehbar. Die Erfassungen mittels 
kombinierter akustischer Methoden über die 
gesamte Aktivitätssaison hinweg entspre-
chen den geltenden fachlichen Anforderun-
gen. 
 
Die Untersuchungsergebnisse belegen ein 
Vorkommen mehrerer windkraftsensibler 
Arten sowie ausgeprägte saisonale Aktivi-
tätsspitzen, sodass ein erhöhtes Kollisionsri-
siko ohne betriebliche Einschränkungen 
plausibel abzuleiten ist. Die vorgeschlage-
nen Abschaltzeiten sowie das vorgesehene 
Gondelmonitoring sind geeignet, das Risiko 
signifikant zu reduzieren und die Einhaltung 
des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sicherzu-
stellen und wurden entsprechend vollum-
fänglich in die Festsetzungen des Entwurfes 
zum B-Plan übernommen. Die Hinweise zum 

 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Bedenken werden seitens des 
Eingebers nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Bedenken werden seitens des 
Eingebers nicht vorgebracht. 
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Umgang mit potenziellen Habitatbäumen 
sind ebenfalls fachlich zutreffend. 
 
Aus Sicht der UNB ist das Gutachten in Um-
fang, Methodik und Bewertung schlüssig und 
für die artenschutzrechtliche Beurteilung des 
Vorhabens geeignet. 
 

 
 
 
Die fachliche Gesamtbewertung des Arten-
schutzbeitrags Fledermäuse wird zur Kennt-
nis genommen. Bedenken werden seitens 
des Eingebers nicht vorgebracht. 
 

Hinweise für das Bauleitplanverfahren 
(auch im Hinblick auf das folgende 
BImSchG-Verfahren) 
 
1)  zu Umweltbericht, Eingriffsregelung, S. 

78: 
Die UNB weist in Bezug auf die Eingriffser-
mittlung darauf hin, dass der überplante 
Sandacker (AS) in der Eingriffsbilanzierung 
mit einem Wertfaktor von 1,2 anzusetzen ist, 
da es sich um Plaggenesch handelt und 
damit um einen „regional seltenen Boden“ 
mit „regional erhöhter Schutzwürdigkeit“ 
handelt. 
 
2) zu Umweltbericht, Externe Ausgleichs-

maßnahmen bzw. Festsetzungen B-
Plan: 

Die rechtliche Sicherung der externen Kom-
pensationsmaßnahmen sollten entweder 
durch Übernahme in die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes oder durch grundbuchli-
che Sicherung erfolgen. 
 

 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird aufgegriffen und der 
Umweltbericht dahingehend ergänzt. Im Be-
standsplan Biotoptypen werden die unter-
schiedlichen Ackerbereiche entsprechend 
der anstehenden Böden gekennzeichnet. Es 
erfolgt eine vollständige Kompensation der 
Eingriffe in Natur und Landschaft. 
 
 
 
 
 
Die Fläche für die externen Kompensati-
onsmaßnahmen wird von der EfB - Energie 
für Berge GmbH & Co. KG bereitgestellt und 
die erforderlichen Pflege- und Entwick-
lungsmaßnahmen werden ebenfalls durch 
die EfB durchgeführt.  
Zur verbindlichen Absicherung der erforder-
lichen Ausgleichsfläche und -maßnahmen 
wird zwischen der Gemeinde und der EfB 
GmbH & Co. KG ein Vertrag geschlossen. 
 

3)  zu Umweltbericht, Kompensation Land-
schaftsbild, S. 91: 

Die im Umweltbericht angewandte Methodik 
zur Ableitung des Ersatzbedarfs nach Breuer 
(2001) ist nicht vollständig methodenkon-
form (vgl. Herleitung unter Punkt 3). Vor 
diesem Hintergrund bittet die UNB um Über-
prüfung und fachliche Herleitung der ange-
wandten Berechnungsmethodik.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Wir verweisen auf die Abwägung zu Punkt 3, 
Eingriff in das Landschaftsbild:  
Es wird korrekt darauf hingewiesen, dass 
diese Zuschläge zu berücksichtigen sind, 
wenn mehrere Anlangen zusätzlich beurteilt 
werden müssen. In diesem Fall ist das Un-
tersuchungsgebiet durch mehrere Wind-
energieanlagen anderer Windparks vorbe-
lastet, so dass mit Sicherheit eine erhebliche 
Vorbelastung anzusetzen ist. 
Nach Auffassung der Gemeinde ist es 
durchaus vergleichbar und kein erheblicher 
Unterschied, ob eine Einzelanlage zu einem 
vorbelasteten Gebiet dazu geplant wird oder 
in einem Windpark mehrere Anlagen errich-
tet werden. Die Bewertungen werden unver-
ändert beibehalten, auch da das Modell 
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Die vorgesehene externe Kompensations-
maßnahme für den Eingriff in das Land-
schaftsbild liegt innerhalb eines geschlosse-
nen Waldbestandes (Flurstück 110/1, Flur 
11, Gemarkung Berge) auf einer Ackerflä-
che und bietet aus naturschutzfachlicher 
Sicht eine sinnvolle ökologische Aufwertung. 
Hinsichtlich des Schutzgutes Landschafts-
bild ist jedoch zu beachten, dass Maßnah-
men nur insoweit kompensatorische Wir-
kung entfalten können, wie sie im Land-
schaftsraum tatsächlich wahrgenommen 
werden. Aufgrund der Lage im Waldinneren 
ist die Sichtbarkeit der geplanten Maßnahme 
- abgesehen von einzelnen Waldnutzern - 
eingeschränkt. Die landschaftsbildbezogene 
Wirksamkeit ist daher begrenzt. Vor dem 
Hintergrund der großräumigen Sichtbarkeit 
der geplanten WEA wäre zu prüfen, ob er-
gänzend oder alternativ landschaftswirksa-
mere Maßnahmen in öffentlich einsehbaren 
Bereichen vorgesehen werden können. 
 

Breuer (2001) eine weitere Differenzierung 
leider nicht hergibt. 
 
Die von Wald umgebene Maßnahme hat den 
Vorteil, dass sie nicht durch WEA überformt 
und belastet ist, sondern vollumfänglich po-
sitiv ihre Wirkung entfalten kann.  
Ästhetisch schöne Waldbereiche, insbeson-
dere mit randlichen Waldwegen und vorhan-
denen Lichtungen / Waldwiesen werden 
besonders gerne von Spaziergängern und 
anderen Erholung Suchenden aufgesucht, 
so dass auch viele Bürger diese Aufwer-
tungsmaßnahmen erleben können. Auch 
aufgrund der Lage in Ortsnähe und inner-
halb des vom Eingriffs betroffenen Raums 
(15 facher Anlagenhöhe) ist die Maßnahme 
nach Auffassung der Gemeinde insgesamt 
sehr gut geeignet, um auch die Beeinträchti-
gungen des Schutzgutes Landschaft zu 
kompensieren. 
Eine Bereitstellung anderer oder zusätzlicher 
Maßnahmenflächen erscheint nicht erforder-
lich, da der Belang des Landschaftsbildes 
ausreichend berücksichtigt und vollständig 
und wertgleich durch neue landschaftstypi-
sche, naturbetonte Biotope und Strukturele-
mente kompensiert wird.  
 
 

4)  zu Festsetzungen 4.2 im Entwurf Bebau-
ungsplan: 

Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft „B“ mit der Zweckbestimmung 
„Entwicklung eines naturnahen Waldbe-
stands“ ist als Laubwald mit mindestens 
10 m breiten, stufigen Waldrändern aus 
standortgerechten, heimischen Laubsträu-
chern und Nebenbaumarten neu anzulegen. 
Die Pflanzdichte beträgt mindestens ein Ge-
hölz je 3 m². Ein Schutzzaun vor Wildverbiss 
ist bei den Gehölzanpflanzungen vorzuneh-
men und nach spätestens 10 Jahren wieder 
abzubauen. 
 

 
 
Bedenken werden nicht vorgebracht. Die 
Festsetzung 4.2 beinhaltet die angespro-
chenen Punkte. Die vorhandenen Bäume 
stabilisieren den Bestand und die Neuan-
pflanzungen durch Beschattung und ermög-
lichen ein passendes Kleinklima. Die einzel-
nen vorhandenen Nadelgehölze können wei-
ter genutzt werden, da sie nur einen unter-
geordneten Anteil an der Fläche besitzen 
und ohne ökologische Konflikte endgenutzt 
werden können. Die Festsetzung 4.2 wird 
unverändert beibehalten.  
 
 

5)  zu Festsetzung 4.6 im Entwurf Bebau-
ungsplan: 

Die Festsetzung zum Fledermausschutz 
sollte aus Sicht der UNB folgendermaßen 
geändert bzw. übernommen werden: 
 
Um die Erhöhung des betriebsbedingten 
Tötungsrisikos für Fledermausarten unter 
die Signifikanzschwelle zu senken, ist eine 
zeitlich begrenzte Abschaltung der WEA 

 
 
Die Anregungen werden aufgegriffen und 
die Festsetzung 4.6 entsprechend aktuali-
siert.  
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durchzuführen. 
 
Die Abschaltung ist zwischen 01. April bis 
31. Oktober in allen niederschlagsfreien 
Nächten, also zwischen Sonnenuntergang 
und Sonnenaufgang, durchzuführen, wenn 
gleichzeitig folgende Bedingungen erfüllt 
sind: 
 

• die Windgeschwindigkeit in Gondel-
höhe liegt unter 7,5 m/s und 

• die Lufttemperatur im Anlagenumfeld 
beträgt mindestens 10 Grad 

 
Daran anschließend ist vom 01. November 
bis zum 30. November die Abschaltung in 
allen niederschlagsfreien Nächten, also zwi-
schen Sonnenuntergang und Sonnenauf-
gang, gemäß folgenden, gleichzeitig wirken-
den Bedingungen fortzuführen: 
 
• die Windgeschwindigkeit in Gondelhöhe 

liegt unter 6,0 m/s und  
• die Lufttemperatur im Anlagenumfeld be-

trägt mindestens 10 Grad 
 
Die Wiederanlaufphase beginnt jeweils erst, 
wenn über einen Zeitraum von mindestens 
zehn Minuten ein Niederschlag von mindes-
tens 0,04 mm/min registriert wurde. 
 
Damit werden sämtliche relevanten Aktivi-
tätsphasen der windenergieempfindlichen 
Fledermausarten berücksichtigt: strukturge-
bunden fliegende Arten (insbesondere 
Zwerg- und Breitflügelfledermaus) sowie im 
freien Luftraum fliegende Arten und Fern-
streckenzieher (insbesondere Rauhautfle-
dermaus sowie Großer und Kleiner Abend-
segler). 
 
Die Fledermausaktivität im Bereich der Gon-
del der Windenergieanlage ist mittels eines 
Anabat SD1 oder eines gleichwertigen akus-
tischen Erfassungsgerätes zu überwachen. 
Der Einbau und die Kalibrierung dieser Ge-
räte sind durch einen fachkundigen Fleder-
mausgutachter zu begleiten, um eine ord-
nungsgemäße Erfassung und Auswertung 
der relevanten Parameter sicherzustellen. 
Der Auswertungsbericht muss mindestens 
die Ergebnisse des Zeitraums vom 1. April 
bis zum 30. November umfassen und ist der 
UNB spätestens bis Ende Januar des Folge-
jahres vorzulegen. Erfolgt die erstmalige 
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Inbetriebnahme der Anlagen nach dem 1. 
April, verlängert sich das erste Monitoring-
jahr um den fehlenden Zeitraum und ist im 
darauffolgenden Jahr fortzuführen. Im zwei-
ten Monitoringzeitraum können die Anlagen 
gegebenenfalls bereits mit angepassten Ab-
schaltzeiten betrieben werden. Nach Ab-
schluss dieses zweiten vollständigen Monito-
ringjahres ist erneut ein schriftlicher Ergeb-
nisbericht bis spätestens Ende Januar vor-
zulegen. Auf Grundlage der beiden vollstän-
digen Monitoringjahre wird ggf. eine Anpas-
sung der Abschaltzeiten vorgenommen bzw. 
der dauerhaft zu programmierende Ab-
schaltalgorithmus festgelegt. 
 
6)  Vorsehen einer Umweltbaubegleitung 

(UBB): 
Für die ordnungsgemäße Umsetzung des 
Vorhabens sollte eine externe Umweltbau-
begleitung (UBB) eingeplant werden. Die 
UBB sollte folgende Anforderungen erfüllen: 
 
• Die UBB ist der UNB vor Baubeginn na-

mentlich (inkl. Telefonnummer) zu benen-
nen; die besondere Fachkunde im Bereich 
der Umweltbaubegleitung ist durch geeig-
nete Nachweise (z. B. Fort- und Weiterbil-
dungen) zu belegen. 

• die UBB hat vor Ort auf Einhaltung sämtli-
cher Auflagen dieses Bescheides zu ach-
ten. Sie begleitet insbesondere alle natur-
schutz- und artenschutzrelevanten Arbei-
ten, einschließlich Baufeldfreimachung, 
Rodungs- und Fällmaßnahmen sowie Ein-
griffen in Vegetationsstrukturen, und ü-
berwacht die fachgerechte Umsetzung der 
Vermeidungsmaßnahmen. Die einschlägi-
gen DIN-Vorschriften (z. B. DIN 18920) 
sind zu beachten. 

• Eine Einweisung des bauausführenden 
Unternehmens ist durch die UBB durchzu-
führen. Über die Genehmigungsbehörde 
ist hierzu auch die UNB einzuladen. Das 
Protokoll über die Einweisung ist der UNB 
in Kopie vorzulegen. 

• Die UBB hat regelmäßige Kontrollen der 
Baustelle durchzuführen. Die Protokolle 
hierüber sind der UNB spätestens zwei 
Wochen nach der jeweiligen Kontrolle in 
Kopie zuzuleiten. 

• Zur Konkretisierung der Aufgaben der 
UBB ist der UNB spätestens zwei Wochen 
vor Baubeginn ein Konzept vorzulegen 
und mit dieser abzustimmen. Dieses Kon-

 
 
Die Gemeinde Berge hält eine Umweltbau-
begleitung ebenfalls für sinnvoll.  
 
Die Details der Umweltbaubegleitung sollen 
entsprechend den Anregungen der Unteren 
Naturschutzbehörde (UNB) und den Vorga-
ben der Baugenehmigung / immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung in einem 
städtebaulichen Vertrag zwischen der Ge-
meinde Berge und dem Betreiber der WEA 
festgelegt und an die UNB übermittelt wer-
den.  
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zept hat insbesondere Aussagen zu den 
Meldepflichten der UBB an die Behörde, 
zum zeitlichen und inhaltlichen Bauablauf, 
zur Häufigkeit der Baustellenkontrollen 
sowie zum Turnus und Inhalt der Bericht-
erstattung zu enthalten. Weiter ist dazu-
stellen, welche Tätigkeiten zwingend unter 
Aufsicht der UBB durchzuführen sind. 

• Sind unzulässige Beeinträchtigungen oder 
artenschutzrechtlich relevante Zugriffe ab-
sehbar, ist die Bautätigkeit im betroffenen 
Bereich unverzüglich einzustellen. Die 
UNB ist umgehend zu informieren und das 
weitere Vorgehen mit dieser abzustimmen. 

 
Für Rückfragen steht die UNB gerne zur 
Verfügung. 
 
Brandschutz 
Sofern bei einem Brand der Windkraftanlage 
Wald- bzw. Vegetationsbrände zu befürch-
ten sind, ist für eine adäquate Löschwasser-
versorgung (z. B. Löschbrunnen DIN 14220, 
Löschwasserbehälter DIN 14230) zu sorgen. 
 
 

 
Der ordnungsgemäße Brandschutz soll 
grundsätzlich gewährleistet werden. Die er-
forderlichen Maßnahmen und Ausstattungen 
erfolgen gemäß der entsprechenden gesetz-
lichen Bestimmungen und der fachtechni-
schen Regelwerke. 

Archäologische Denkmalpflege, Stadt- 
und Kreisarchäologie, Osnabrück vom 
24.11.2025: 
 
Aus Sicht der Baudenkmalpflege bestehen 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 23 „Sondergebiet Energiepark Berge-
Süd“ der Gemeinde Berge keine Bedenken. 
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

Seitens der Archäologischen Denkmalpflege 
der Stadt und des Landkreises Osnabrück 
bestehen hinsichtlich der Planaufstellung 
folgende Bedenken: (vgl. nachrichtliche Ü-
bernahme Nr. 2 auf der Planzeichnung) 
 
Nur wenige Meter westlich der Nordwest-
ecke des Plangebietes befinden sich im be-
waldeten Bereich das gesetzlich geschützte, 
vorgeschichtliche Kulturdenkmal „Grabhügel 
Berge FStNr. 13“. Dieses archäologische 
Baudenkmal darf nach § 6 des Nieders. 
Denkmallschutzgesetzes nicht zerstört und 
in seinem Bestand nicht gefährdet oder be-
einträchtigt werden, auch nicht durch die 
Bauarbeiten zur Errichtung der geplanten 
Windkraftanlage oder durch deren Betrieb. 
Eingriffe in die denkmalwerte Substanz oder 
Beschädigungen des Kulturdenkmals zum 
Beispiel durch Havarien der Anlage sind von 

Die Belange der archäologischen Denkmal-
pflege werden im Rahmen der vorliegenden 
Planung mit angemessener Gewichtung 
beachtet. 
 
 
Die denkmalrechtlichen Schutzansprüche 
des gesetzlich geschützten vorgeschichtli-
chen Kulturdenkmals „Grabhügel Berge 
FStNr. 13" sind grundsätzlich zu wahren. 
Entsprechende Hinweise wurden in die 
Planunterlagen aufgenommen. 
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vornherein baulich und sicherheitstechnisch 
auszuschließen. 
 
Die Errichtung einer Windkraftanlage in un-
mittelbarer Nähe beeinträchtigt außerdem 
das Erscheinungsbild des archäologischen 
Baudenkmals deutlich. Diese Beeinträchti-
gung durch eine Anlage zur Nutzung erneu-
erbarer Energien ist jedoch nach Änderung 
von § 7 des Nieders. Denkmalschutzgeset-
zes im Jahr 2022 hinzunehmen. 
 
Außer dem genannten Kulturdenkmal befin-
den sich im Umfeld des Plangebiets weitere 
erhaltene vorgeschichtliche Grabhügel, dar-
über hinaus sind die Standorte von einigen 
zerstörten Grabanlagen bekannt. Insgesamt 
stellt sich der Bereich um den Höhenberg als 
vorgeschichtliche Gräberlandschaft dar. Da-
her ist im Plangebiet unter der Erdoberfläche 
mit dem Auftreten von Resten weiterer, bis-
lang unbekannter Grabanlagen zu rechnen, 
die bei den anstehenden Erdarbeiten zer-
stört werden können. 
Die im Rahmen der frühzeitigen Verfahrens-
beteiligung beauftragte archäologische Son-
dagegrabung wurde im Bereich des unmit-
telbaren Standortes der geplanten WEA 
Ende 2024 ohne bodendenkmalpflegerisch 
relevantes Ergebnis durchgeführt. Als 
denkmalrechtliche Auflage verbleibt die ar-
chäologische Begleitung der Errichtung der 
Zuwegung zur WEA, die mit dem Vorha-
benträger bereits für die Bauzeit verabredet 
wurde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich weise darauf hin, dass die dabei entste-
henden Kosten (für Material-, Maschinen- 
und Personaleinsatz) nicht von der Archäo-
logischen Denkmalpflege übernommen wer-
den, sondern vom Vorhabenträger als Ver-
ursacher zu tragen sind (§ 6 (3) Nieders. 
Denkmalschutzgesetz). 
 
Auf die zusätzliche geltende generelle ge-
setzliche Melde- und Sicherungspflicht ar-

 
 
 
Die Hinweise bezüglich der zu erwartenden 
Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes 
des archäologischen Baudenkmals werden 
zur Kenntnis genommen.  
Diese Beeinträchtigung durch eine Anlage 
zur Nutzung erneuerbarer Energien ist ge-
mäß § 7 Abs. 2 NDSchG jedoch hinzuneh-
men.  
 
Zur Vermeidung von Zerstörungen oder Be-
schädigungen bislang unbekannter archäo-
logischer Denkmale werden seitens der 
Denkmalpflegebehörde Sondierungen inner-
halb des Plangebietes gefordert, bevor die 
obligatorische Genehmigung nach § 13 
NDSchG erteilt werden kann.  
 
Am 23.10.2024 wurde durch die Denkmal-
pflegebehörde ein archäologischer Such-
schnitt innerhalb des Plangebietes durchge-
führt. Er war bei 4-5 m Breite gut 50 m lang 
und führte von Süd nach Nord durch das 
Zentrum des Fundaments der geplanten 
Windenergieanlage und durch den nördlich 
vorgelagerten zukünftigen Parkplatzbereich. 
Dabei zeigten sich keine relevanten archäo-
logischen Funde und Befunde, so dass die 
Sondage nicht erweitert werden musste und 
abgeschlossen werden konnte. Damit konn-
te der erste Teil der Auflagen der Boden-
denkmalpflege abgeschlossen werden.  
 
Mit der Betreiberin der künftigen Windener-
gieanlage wurde seitens der Denkmalpfle-
gebehörde darüber hinaus verabredet, die 
Erdarbeiten für die Errichtung der Zuwegung 
zur Windenergieanlage archäologisch zu 
begleiten. Diese Maßnahme soll voraussicht-
lich 2026 durchgeführt werden und ist recht-
zeitig vor den Tiefbauarbeiten mit der 
Denkmalbehörde abzustimmen.  
 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
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chäologischer und paläontologischer Boden-
funde wird auf der Planzeichnung zum B-
Plan hingewiesen. 
 
 
NLStBV Niedersächsische Landesbehör-
de für Straßenbau und Verkehr vom 
19.12.2025: 
 
Die von mir geforderten Auflagen bzw. Hin-
weise gemäß meiner Stellungnahme vom 
10.06.2024 wurden in dem o. a. Bebau-
ungsplan eingearbeitet bzw. übernommen. 
 
Gegen die Aufstellung des Bebauungspla-
nes werden keine Bedenken oder Einwen-
dungen erhoben. 
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich 
unter Bezug auf Ziffer 38.2 der Verwaltungs-
vorschriften zum BauGB um digitale  Über-
sendung einer Ausfertigung der gültigen 
Bauplanung einschließlich Begründung. 
 
 

 
 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

LBEG Landesamt für Bergbau, Energie 
und Geologie, Hannover vom 05.01.2026: 
 
Hinweise 
Sofern im Zuge des o. g. Vorhabens Bau-
maßnahmen erfolgen, verweisen wir für 
Hinweise und Informationen zu den Bau-
grundverhältnissen am Standort auf den 
NIBIS Kartenserver. Die Hinweise zum 
Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen 
ersetzen keine geotechnische Erkundung 
und Untersuchung des Baugrundes bzw. 
einen geotechnischen Bericht. Geotechni-
sche Baugrunderkundungen /-untersuch-
ungen sowie die Erstellung des geotechni-
schen Berichts sollten gemäß der Din EN 
1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 
4020 in den jeweils gültigen Fassungen er-
folgen. 
 
Sofern Hinweise zu den Salzabbaugerech-
tigkeiten und Erdölaltverträgen für Sie rele-
vant sind, beachten Sie bitte unser Schrei-
ben vom 04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-
L67214-07-2024-0001). 
 
Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und 
Kompensationsflächen betroffen sind, gehen 
wir davon aus, dass für alle Ausgleichs- und 
Kompensationsflächen die Festlegungen der 

 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men.  
Konkrete Baugrunduntersuchungen bleiben 
der nachfolgenden Realisierungsphase vor-
behalten. Ein besonderer Regelungsbedarf 
besteht daher diesbezüglich im Rahmen der 
vorliegenden Bauleitplanung nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach den Erkenntnissen der Gemeinde be-
stehen für das Plangebiet weder Salzabbau-
gerechtigkeiten noch Erdölaltverträge. 
 
 
 
Da ein Ausgleich des Eingriffes innerhalb 
Plangebiet nicht möglich ist, soll die Kom-
pensation des Defizits von 3.788 Werteinhei-
ten auf einer 2,75 ha großen externen Aus-
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Regionalen Raumplanung beachtet werden. 
In Rohstoffsicherungsgebieten sollten Aus-
gleichs- oder Kompensationsmaßnahmen 
erst nach einer vollständigen Rohstoffgewin-
nung erfolgen, da sonst ein späterer Roh-
stoffabbau erschwert bzw. verhindert werden 
kann. Die aktuellen Rohstoffsicherungskar-
ten können über den NIBIS Kartenserver 
des LBEG eingesehen oder als frei verfüg-
barer WMS Dienst abgerufen werden. Zu-
dem ist im Bereich von Ausgleichs- und 
Kompensationsflächen für erdverlegte 
Hochdruckleitungen sowie bergbauliche Lei-
tungen ein Schutzstreifen zu beachten, der 
von jeglicher Bebauung und von tiefwurzeln-
dem Pflanzenwuchs freizuhalten ist. 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertrete-
nen Belange haben wir keine weiteren Hin-
weise oder Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, 
mögliche Konflikte gegenüber den raumpla-
nerischen Belangen etc. ableiten und vor-
ausschauend berücksichtigen zu können. 
Die Stellungnahme wurde auf Basis des 
aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die ver-
fügbare Datengrundlage ist weder als par-
zellenscharf zu interpretieren noch erhebt 
sie Anspruch auf Vollständigkeit. die Stel-
lungnahme ersetzt nicht etwaige nach weite-
ren Rechtsvorschriften und Normen erfor-
derliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Be-
willigungen oder objektbezogene Untersu-
chungen. 
 
 

gleichsfläche (Gemeinde und Gemarkung 
Berge, Flur 11, Flurstück 110/1) vorgenom-
men werden. Die Fläche liegt nach dem 
neuen RROP 2025 in einem Vorranggebiet 
Biotopverbund und in Vorbehaltsgebiet für 
Landwirtschaft und für landschaftsbezogene 
Erholung. Diese raumordnerischen Funktio-
nen werden durch die geplante Ausgleichs-
fläche nicht beeinträchtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 

Landesamt für Geoinformation und Lan-
desvermessung Niedersachsen (LGLN), 
Regionaldirektion Hameln - Hannover 
vom 24.11.2025: 
 
Sie haben den Kampfmittelbeseitigungs-
dienst (KBD) Niedersachsen beim Lan-
desamt für Geoinformation und Landesver-
messung Niedersachsen (LGLN), Regional-
direktion Hameln - Hannover als Träger öf-
fentlicher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) oder im Rahmen einer anderen 
Planung um Stellungnahme gebeten. Diese 
Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
 
Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Ge-
biet des Landes Niedersachsen vollständig 
durch Kampfhandlungen betroffen. In der 

 
 
 
 
 
Der Stellungnahme des LGLN Kampfmittel-
beseitigungsdienstes (KBD) vom 30.05.2024 
im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung lag eine „Stellung-
nahme zum öffentlichen Belang: Kampfmit-
telbeseitigung“ bei. Danach besteht für die 
Fläche A (Plangebiet) ein allgemeiner Ver-
dacht auf Kampfmittel und es wird eine Luft-
bildauswertung empfohlen. Konkrete Hin-
weise auf Kampfmittel liegen für das Plan-
gebiet jedoch nicht vor. Im Plangebiet sowie 
in seinem näheren Umfeld sind bislang keine 
Kampfmittelfunde bekannt geworden. Eine 
Gefahrenlage, die weitere kampfmittelbezo-
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Folge können heute noch nicht detonierte 
Kampfmittel, z. B. Bomben, Minen, Granaten 
oder sonstige Munition im Boden verblieben 
sein. Daher sollte vor geplanten Bodenein-
griffen grundsätzlich eine Gefährdungsbeur-
teilung hinsichtlich der Kampfmittelbelastung 
durchgeführt werden. 
Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung 
der Gefahren ist eine historische Erkundung, 
bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermitt-
lung von Kriegseinwirkungen durch Abwurf-
munition ausgewertet werden (Kriegsluft-
bildauswertung). Eine weitere Möglichkeit 
bietet die Sondierung durch eine gewerbli-
che Kampfmittelräumfirma. Bei der zustän-
digen Gefahrenabwehrbehörde (in der Regel 
die Gemeinde) sollte sich vor Bodeneingrif-
fen über die vor Ort geltenden Vorgaben 
informiert werden. Bei konkreten Baumaß-
nahmen berät der KBD zudem über geeig-
nete Vorgehensweisen. 
 
Hinweis: 
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim 
KBD beauftragt werden. Die Auswertung ist 
gem. § 6 Nieders. Umweltinformationsgesetz 
(NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Nie-
ders. Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) 
auch für Behörden kostenpflichtig. 
 
Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen 
dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und 
aus personellen Gründen nicht möglich, da 
prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet wer-
den. Ein Auszug aus dem Kampfmittelinfor-
mationssystem ist ebenfalls nicht mehr vor-
gesehen. Der KBD informiert die zuständi-
gen Gefahrenabwehrbehörden unmittelbar 
über Ergebnisse durchgeführter Auswertun-
gen. Dabei erkannte Kampfmittelbelastun-
gen sind den Gefahrenabwehrbehörden da-
her bereits bekannt. 
Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbild-
auswertung durchgeführt werden soll, bitte 
ich um entsprechende schriftliche Auftrags-
erteilung unter Verwendung des Antrags-
formulars und der Rahmenbedingungen, die 
Sie über folgenden Link abrufen können: 
 
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allge
mei-
ne_informationen/kampfmittelbeseitigungsdi
enst-niedersachsen-207479.html 
 
 
 

gene Maßnahmen für das Plangebiet erfor-
dern würde (z. B. Luftbildauswertungen, 
Sondierungen) liegt nach dem aktuellen Er-
kenntnisstand nicht vor.  
Die Kampfmittelfreiheit kann jedoch nicht 
gewährleistet werden. Daher sollte grund-
sätzlich die Durchführung aller bodeneingrei-
fenden Bauarbeiten mit der gebotenen Vor-
sicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkom-
men nicht völlig ausgeschlossen werden 
kann. Grundsätzlich sind Bauherren und 
bauausführende Firmen verantwortlich für 
Gefährdungen durch Kampfmittel bei Bau-
maßnahmen. Bei einem Verdacht auf 
Kampfmittel müssen sie die notwendigen 
Maßnahmen veranlassen. Sofern der Ver-
dacht auf Kampfmittel aufkommt, ist die Ar-
beit sofort einzustellen und die Gefahrenab-
wehrbehörde (Gemeinde, Samtgemeinde) 
oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu 
benachrichtigen. Ein entsprechender Hin-
weis ist im B-Plan enthalten.  
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Gemeindebrandmeister Samtgemeinde 
Fürstenau vom 06.01.2026: 
 
Bezugnehmend auf die Bauleitplanung der 
Gemeinde Berge: 
Bebauungsplan Nr. 23 „Sondergebiet Ener-
giepark Berge“ hat die Feuerwehr der Samt-
gemeinde Fürstenau folgende Anmerkun-
gen: 
 
Brandschutzkonzept 
Der Antragsteller hat ein an die örtlichen 
Gegebenheiten angepasstes, ganzheitli-
ches, standortbezogenes Brandschutzkon-
zept vorzulegen. Das Brandschutzkonzept 
muss auf den Einzelfall abgestimmt sein. Es 
muss unter Berücksichtigung der Nutzung, 
des Brandrisikos und des zu erwartenden 
Schadenausmaßes die Einzelmaßnahmen 
aus dem vorbeugenden baulichen sowie 
anlagentechnischen Brandschutz, dem or-
ganisatorischen Brandschutz und dem ab-
wehrenden Brandschutz im Hinblick auf die 
Schutzziele verknüpfen und eine zielorien-
tierte Gesamtbewertung des Brandschutzes 
darstellen. Ein rein anlagenbezogenes Kon-
zept ist nicht ausreichend. 
 
Brandmeldeanlage 
In der WEA befinden sich i.d.R. keine stän-
digen Arbeitsplätze. Daher wird keine 
Brandmeldeanlage nach DIN 14675 und DIN 
VDE 0833 mit Aufschaltung auf die zustän-
dige Zentrale Leitstelle gefordert. 
 
Zur Information: 
In der Regel werden durch die Hersteller 
bereits Rauchmelder und/oder Temperatur-
sensoren eingebaut, die frühzeitig Brände 
detektieren können. Die Meldungen sind auf 
eine ständig besetzte Stelle der Anlagen-
betreiber (Service-Stelle) aufgeschaltet. Soll-
te dies der Fall sein, muss gewährleistet 
sein, dass eindeutige Brandmeldungen 
durch die für die Betreuung der WEA ver-
antwortliche Service-Stelle unverzüglich an 
die zuständige Zentrale Leitstelle übermittelt 
werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der ordnungsgemäße Brandschutz soll 
grundsätzlich gewährleistet werden. Die er-
forderlichen Maßnahmen und Ausstattungen 
erfolgen gemäß der entsprechenden gesetz-
lichen Bestimmungen und der fachtechni-
schen Regelwerke unter Beachtung des 
Brandrisikos. 
Angesichts der geplanten Windenergieanla-
ge sind jedoch keine erhöhten Anforderun-
gen an den vorbeugenden Brandschutz zu 
erwarten.  
Die Brandgefahr bei WEA ist eher gering. 
Dennoch sind Brände nicht auszuschließen. 
Typische Ursachen sind u.a. Blitzschlag, 
elektrische Defekte, Funkenflug durch Über-
hitzung, Brandentstehung bei Wartungs- und 
Reparaturarbeiten. 
Im Brandfall verfügen Feuerwehren i.d.R. 
über ausreichende Ortskenntnis, um den 
Einsatzort schnell erreichen zu können. Hil-
festellung dazu bieten u.a. Informationssys-
teme wie z. B. das bundesweit gültige Not-
fallinformationssystem für Windenergieanla-
gen (WEA NIS). Dieses Anlagenregister 
stellt Informationen wie Standort, technische 
Daten, Lageplan, usw. für die Notfall-
Einsatzkräfte zur Verfügung. 
Ferner können zum vorbeugenden Schutz 
der Windenergieanlagen gegen Brandschä-
den inzwischen modulare Konzepte einge-
setzt werden. Dies bestehen aus Brandmel-
de-, Gaslösch- und Feinsprühtechnik, die an 
die jeweiligen konstruktiven Gegebenheiten 
angepasst werden kann. Diese Brand-
schutzeinrichtungen werden zur Vermeidung 
von Schäden, wirtschaftlichen Einbußen etc. 
mittlerweile vermehrt eingesetzt. 
Die erforderlichen Brandschutzkonzepte 
werden abschließend im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens festgelegt. 
 

Zufahrts- und Bewegungsflächen 
Zufahrts- und Bewegungsflächen für die 
Feuerwehr müssen ab Baubeginn vorhan-

 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
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den und ausreichend gekennzeichnet sein. 
Die Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr“ ist 
zu beachten. 
 
Feuerwehrplan 
Bei Windenergieanlagen genügt in der Re-
gel ein Übersichtsplan. 
Auf diesem ist darzustellen: 
• die Zufahrt zur WEA 
• Bewegungsflächen im Bereich der WEA 
• die Lage mit Koordinaten 
• ein Radius von 300 m um die WEA 
• die Bezeichnung der Anlage 
• die Lage der Koordinaten 
• Kontaktdaten zum Betreiber 
• Kontaktdaten der jeweiligen Überwa-

chungsstelle 
 
Hinweis: 
Der Feuerwehrplan muss erst zur Fertigstel-
lung vorliegen. 
 
Feuerlöscher 
Zur Bekämpfung von Entstehungsbränden 
während Wartungsarbeiten sind Feuerlö-
scher in ausreichender Anzahl in funktions-
bereitem Zustand vorzuhalten. Im Maschi-
nenhaus sind ein CO2-Feuerlöscher (5 kg) 
sowie ein ABC-Pulver-Feuerlöscher (mind. 6 
kg) vorzuhalten. Weiterhin sind im Turmfuß 
neben dem Eingang ein CO2-Feuerlöscher 
und mindestens ein 9-l-Schaum-
Feuerlöscher vorzuhalten. 
 
Absperrmaterial 
Durch den Betreiber ist in Abstimmung mit 
der zuständigen Brandschutzdienststelle 
ausreichend Absperrmaterial zur Verfügung 
zu stellen, um einen Radius von mindes-
tens des 5-fachen Rotordurchmessers 
absperren zu können. 
 
Löschwasserversorgung 
Liegt die WEA in einem brandgefährdeten 
Gebiet (Wald, landwirtschaftliche Fläche), 
muss vom Betreiber zur Erstversorgung eine 
ausreichende Löschwassermenge vorgehal-
ten werden. Hierzu ist jeweils an den Zufahr-
ten zur WEA bzw. zum Windpark eine 
Löschwassermenge von je ca. 30 m³ in einer 
Zisterne vorzuhalten. Sofern eine ausrei-
chende Löschwasserversorgung durch das 
öffentliche Versorgungsnetz gewährleistet 
ist, kann auf die Errichtung einer Zisterne 
verzichtet werden. Einzelheiten zur Anzahl 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der konkrete Bedarf für eine Löschwasser-
zisterne soll entsprechend der tatsächlichen 
Brandgefahren im Rahmen des Baugeneh-
migungsverfahrens ermittelt werden. Sofern 
eine Zisterne notwendig werden sollte, soll 
diese seitens der Anlagenbetreiber einge-
richtet werden. Eine entsprechend Regelung 
wird in den Städtebaulichen Vertrag aufge-
nommen.  
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und Ausführung der Wasserentnahmestellen 
sind mit der zuständigen Ortsfeuerwehr ab-
zustimmen. 
 
Objektverantwortlicher 
Ein Objektverantwortlicher muss im Bedarfs-
fall jederzeit erreichbar sein. Gemäß VDE 
0132 dürfen Hochspannungsanlagen in ab-
geschlossenen elektrischen Betriebsstätten 
nur in Gegenwart der zuständigen Elektro-
fachkraft oder elektronisch unterwiesenen 
Personen und nur von unmittelbar am Ein-
satz Beteiligten betreten werden. Daher ist 
bei einer Brandmeldung an die zuständige 
Zentrale Leitstelle zeitgleich ein Objektver-
antwortlicher oder eine von ihm beauftragte 
objektunterwiesene Person zur Fachbera-
tung der Feuerwehr an die Einsatzstelle zu 
entsenden. Es ist sicherzustellen, dass diese 
Person innerhalb von 60 Minuten an der 
Anlage zur Verfügung steht. 
 
 

 

Nds. Landesforsten, Forstamt Ankum 
vom 24.11.2025: 
 
Für die Verfahrensbeteiligung und die Mög-
lichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme 
bedanke ich mich. Aus hiesiger Sicht beste-
hen keine grundsätzlichen Bedenken gegen 
die o. g. Bauleitplanung. 
 
Sofern Waldfläche überplant wird, wäre der 
betroffene Flächenanteil in der verbindlichen 
Bauleitplanung gemäß NWaldLG umzuwan-
deln und adäquat an einer anderen Stelle zu 
kompensieren (s. RdErl. d. ML vom 
05.11.2016). Eine Inanspruchnahme von 
Waldfläche sollte möglichst vermieden wer-
den. 
Auf den Grundsatz zur Einhaltung eines aus-
reichend großen Abstandes zum Wald ge-
mäß LROP wird hingewiesen. 
 
 

 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Grundsätzliche Bedenken werden sei-
tens des Eingebers nicht vorgebracht. 
 
 
 
Durch die Umsetzung der Planung werden 
insgesamt ca. 1.175 m² Waldfläche in An-
spruch genommen. Die erforderliche Ersatz-
aufforstung wurde im Mai 2024 mit dem 
Forstamt Ankum sowie dem Eigentümer der 
Waldfläche abgestimmt. Danach ist eine 
Ersatzaufforstung von mindestens dem 1,4-
fachen der überplanten Waldfläche erforder-
lich. Zur Kompensation ist im Bebauungs-
plan eine Ersatzaufforstung von 2.799 m² 
festgesetzt. Diese soll als naturnaher Ei-
chen-Buchen-Mischwald mit stufig ausgebil-
deten Waldrändern angelegt werden.  
 
Im Rahmen der vorliegenden Planung wur-
den auch hinreichend Abstände zwischen 
dem Standort der Windenergieanlage 
(WEA) und Waldflächen berücksichtigt.  
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Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Bezirksstelle Osnabrück, Außenstelle 
Bersenbrück vom 19.12.2025: 
 
Der ca. 5,3 ha große Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 23 „Sondergebiet E-
nergiepark Berge - Süd“ der Gemeinde Ber-
ge liegt ca. 1,5 km südlich vom Ortsausgang 
des Ortsteils Berge östlich von der Bippener 
Straße (L 102) südlich des Einmündungsbe-
reichs der Gemeindestraße „Neustadt“ in die 
L 102. Das Plangebiet wird derzeit überwie-
gend landwirtschaftlich als Acker und klein-
flächig als Wald genutzt. 
 
Vorgesehen ist die Errichtung einer Wind-
kraftanlage für die Umsetzung der Energie-
wende und Treibhausgasneutralität. Dafür ist 
die Erstellung eines Bebauungsplanes not-
wendig. Vorgesehen ist die Ausweisung als 
Sondergebiet „Windenergieanlage“.  
 
Um den Verlust der Fläche für die Landwirt-
schaft möglichst gering zu halten, sollte die 
Ausweisung der nicht unmittelbar durch die 
Bebauung betroffenen Teilflächen auch als 
Fläche für die Landwirtschaft erfolgen. 
 
Das neue Regionale Raumordnungspro-
gramm (RROP) des Landkreises Osnabrück 
trifft für den Geltungsbereich keine landwirt-
schaftlich relevanten Festlegungen. 
 
Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der 
Samtgemeinde Fürstenau ist er als Fläche 
für die Landwirtschaft und teilweise Forst 
dargestellt. Die erforderliche Änderung des 
Flächennutzungsplanes erfolgt im Parallel-
verfahren. 
 

 
 
 
 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
Nach der textlichen Festsetzung Nr. 1.1 sind 
im Plangebiet auch landwirtschaftliche und 
gartenbauliche Nutzungen zulässig, sofern 
sie mit der vorrangigen Windkraftnutzung 
verträglich sind. 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Parallel zum vorliegenden B-Plan erfolgt die 
64. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Samtgemeinde Fürstenau. 
 

Immissionsschutzrechtlich ergeben sich aus 
dem Betrieb der in den Planunterlagen er-
läuterten Windkraftanlage keine speziellen 
Anforderungen an benachbarte landwirt-
schaftliche Nutzungen.  
Ein Hinweis auf von den umliegenden land-
wirtschaftlich genutzten Flächen im Rahmen 
der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung 
möglicherweise ausgehende Geruchs-, 
Lärm- und Staubimmissionen, die als ortsüb-
lich hinzunehmen sind, sollte in den Bebau-
ungsplan mit aufgenommen werden. 
 
Zum Schutz des Bodens vor Verdichtung bei 
bauzeitlicher Inanspruchnahme von Böden 
und Bodenmaterialien, die nach Bauab-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der gewünschte Hinweis ist als Nr. 7 in den 
Hinweisen des B-Plans bereits enthalten. 
 
 
 
 
 
 
Bei den künftigen Baumaßnahmen im Plan-
gebiet sind seitens der am Bau beteiligten 
Firmen grundsätzlich auch die gesetzlichen 
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schluss wieder natürliche Bodenfunktionen 
erfüllen sollen, sind die Handlungsanleitun-
gen der DIN 19639, DIN 19731 und DIN 
18915 - wie in den vorliegenden Unterlagen 
beschrieben - umzusetzen. Für Hinweise zur 
fachlichen Anwendung der Normen steht die 
Landwirtschaftskammer beratend zur Verfü-
gung. Darüber hinaus sollten die Hinweise 
des BVB (1) zu den Themen „Bodenkonta-
mination, Rückbau und Folgenutzung“ Be-
rücksichtigung finden. 
 

Vorgaben und allgemein anerkannten Re-
geln der Technik u.a. zum Schutz des Bo-
dens zu beachten.  
Seitens der Unteren Bodenschutzbehörde 
beim Landkreis Osnabrück werden für die 
Realisierungsphase eine bodenkundliche 
Baubegleitung sowie ein abgestimmtes Bo-
denschutzkonzept gefordert. Diesen Forde-
rungen wurde/wird nach gekommen.  
Hierzu ergibt sich im Rahmen der vorliegen-
den Bauleitplanung kein weiterer Rege-
lungsbedarf.  
 

Der hier erzeugte Strom soll den ca. 1,4 km 
entfernten Energiepark Nord mit Energie 
versorgen. Hierfür müssen Verbindungslei-
tungen zum Energiepark verlegt werden, 
deren bauliche Auswirkungen auf die Agrar-
struktur in dieser Stellungnahme ohne Be-
rücksichtigung bleiben. 
 
 
Für einen vollständigen Ausgleich der Ein-
griffe in Natur und Landschaft sind laut Ent-
wurfsbegründung externe Kompensations-
maßnahmen auf einer 2,75 ha großen Flä-
che in der Gemeinde Berge, Gemarkung 
Berge, Flur 11, Flurstück 110/1 geplant. Hier 
soll eine Ackerfläche in extensives Grünland 
umgewandelt werden sowie ein wechselnas-
ses Kleingewässer und Gehölzgruppen an-
gelegt werden. 
 
Das Forstamt Weser-Ems hat gegen das 
oben genannte Vorhaben grundsätzlich kei-
ne Bedenken. Bei der geplanten Maßnahme 
ist allerdings Wald im Sinne des § 2 
NWaldLG in der neusten Fassung vom 
17.05.2022 betroffen und wird überplant. Die 
Waldfläche ist mindestens im Verhältnis 1:1 
in möglichst unmittelbarem Einzugsbereich 
auszugleichen. 
 
 
 
 
 
Wir empfehlen weiterhin, mit der zukünftigen 
Bebauung einen Sicherheitsabstand von 
mindestens einer durchschnittlichen Baum-
länge (20 m) von den angrenzenden Wald-
flächen einzuhalten.  
 
Über die o. g. Aspekte hinausgehende An-
forderungen an Umfang und Detaillierungs-
grad der Umweltprüfung bestehen von unse-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verbindungsleitungen außerhalb der B-
Pläne sind nach dem jeweiligen Fachrecht 
zu planen und zu bewerten. 
Grundsätzlich sollen auch bei dem Bau von 
Verbindungsleitungen die landwirtschaftli-
chen Belange angemessen berücksichtigt 
werden.  
 
Die Feststellungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die Umsetzung der Planung werden 
insgesamt ca. 1.175 m² Waldfläche in An-
spruch genommen. Die erforderliche Ersatz-
aufforstung wurde im Mai 2024 mit dem 
Forstamt Ankum sowie dem Eigentümer der 
Waldfläche abgestimmt. Danach ist eine 
Ersatzaufforstung von mindestens dem 1,4-
fachen der überplanten Waldfläche erforder-
lich. Zur Kompensation ist im Bebauungs-
plan eine Ersatzaufforstung von 2.799 m² 
festgesetzt. Diese soll als naturnaher Ei-
chen-Buchen-Mischwald mit stufig ausgebil-
deten Waldrändern angelegt werden.  
 
Im Rahmen der vorliegenden Planung wur-
den auch hinreichend Abstände zwischen 
dem Standort der WEA und Waldflächen 
berücksichtigt.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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rer Seite nicht. 
 
 
Industrie- und Handelskammer Osna-
brück - Emsland -Grafschaft Bentheim 
vom 06.01.2026: 
 
Die Industrie- und Handelskammer Osna-
brück - Emsland -Grafschaft Bentheim trägt 
bezüglich der o.g. Planung keine grundsätz-
lichen Bedenken vor. Unsere Stellungnahme 
gilt für beide o. g. Aufstellungsverfahren. 
 
Es werden die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Neuerrichtung einer Wind-
energieanlage durch die Ausweisung von 
Sondergebietsflächen geschaffen.  
Wir begrüßen die Planung grundsätzlich vor 
dem Hintergrund des Ausbaus von erneuer-
baren Energiequellen zur Sicherung der 
Versorgung im Rahmen der Energiewende. 
 
Grundsätzlich ist davon abzusehen, dass auf 
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete zur Roh-
stoffsicherung und -gewinnung Standorte 
von Windenergieanlagen geplant werden. 
Sofern eine Einbeziehung von Vorrang- und 
Vorbehaltsgebieten zur Rohstoffsicherung 
und -gewinnung erwogen wird, sollte eine 
entsprechende Planung ebenfalls nur im 
Konsens mit dem Eigentümer bzw. dem 
Nutzer der Flächen erfolgen. 
Der Kreisrat des Landkreises Osnabrück hat 
in seiner Sitzung vom 30. Juni 2025 die Neu-
aufstellung des Regionalen Raumordnungs-
programms (RROP) als Satzung final be-
schlossen. Darin ist für das Areal kein Ge-
biet zur Rohstoffgewinnung ausgewiesen, 
obwohl das Landesamt für Bergbau, Energie 
und Geologie (LBEG) dieses Gebiet als eine 
verzeichnete Lagerstätte 2. Ordnung mit 
volkswirtschaftlicher Bedeutung für den Ab-
bau von Sand kennzeichnet. Hinsichtlich der 
Konkurrenz dieser Nutzung mit der geplan-
ten Neuerrichtung einer Windenergieanlage 
nehmen wir die vom Rat der Gemeinde Ber-
ge vorgenommene Abwägung zu unserer 
Stellungnahme aus dem frühzeitigen Beteili-
gungsverfahren zur Kenntnis. 
 
Wir bitten um Mitteilung des Ergebnisses der 
Abwägungsberatung in en Ratsgremien ge-
mäß § 3 Absatz 2 Satz 6 BauGB. 
 
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Bedenken werden seitens des Eingebers 
nicht vorgebracht.  
 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
Die grundsätzliche Zustimmung zur vorlie-
genden Planung wird zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
Nach dem seit dem 15.01.2026 rechtskräfti-
gen neuen Regionalen Raumordnungspro-
gramm (RROP) 2025 des Landkreises Os-
nabrück liegt das Plangebiet nicht (mehr) in 
einem Vorbehaltsgebiet (neue Bezeichnung 
für Vorsorgegebiet) für Rohstoffgewinnung. 
Raumordnerische Vorgaben zur Rohstoffsi-
cherung sind dementsprechend im Rahmen 
der vorliegenden Planung nicht mehr zu be-
rücksichtigen.  
 
Im Plangebiet soll eine Windenergieanlage 
errichtet werden, die die geplante Energie-
zentrale in Berge (B-Plan Nr. 22 der Ge-
meinde Berge) mit Strom versorgt. Das 
Planvorhaben ist daher ein Projekt im Sinne 
der geplanten Energiewende. In diesem Zu-
sammenhang wird als planerische Zielset-
zung und Leitlinie für die vorliegenden Bau-
leitplanungen neben § 1 Abs. 5 Satz 2 
BauGB insbesondere auch auf § 2 des Er-
neuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG) ver-
wiesen: 
 
„Besondere Bedeutung der erneuerbaren 
Energien 
Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
sowie den dazugehörigen Nebenanlagen 
liegen im überragenden öffentlichen Interes-
se und dienen der öffentlichen Gesundheit 
und Sicherheit. Bis die Stromerzeugung im 
Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral 
ist, sollen die erneuerbaren Energien als 
vorrangiger Belang in die jeweils durchzufüh-
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renden Schutzgüterabwägungen eingebracht 
werden. (...)“ 
 
Die vorliegende Planung liegt dementspre-
chend im überragenden öffentlichen Interes-
se und dient der öffentlichen Sicherheit. 
 
Nach Abwägung der Gemeinde ist das ge-
plante Energiewendeprojekt höher zu ge-
wichten als die beim LBEG verzeichnete 
Lagerstätte 2. Ordnung.  
 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH, Osna-
brück vom 26.11.2025: 
 
Im Planbereich befinden sich teilweise Tele-
kommunikationslinien der Telekom. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, 
dass Beschädigungen der vorhandenen Te-
lekommunikationslinien vermieden werden 
und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Fal-
le von Störungen) der ungehinderte Zugang 
zu den Telekommunikationslinien jederzeit 
möglich ist. Es ist deshalb erforderlich, dass 
sich die Bauausführenden vor Beginn der 
Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt 
der Bauausführung vorhandenen Telekom-
munikationslinien der Telekom informieren 
(Internet: 
https://trassenauskunftkabel.telekom.de o-
der per Email: Planaus-
kunft.Nord@telekom.de). Die Kabelschutz-
anweisung der Telekom ist zu beachten. 
 
In Bezug auf unsere Richtfunkstrecken wen-
den Sie sich bitte an die Richtfunk-
Trassenauskunft, Deutsche Telekom Tech-
nik GmbH, Wilhelm-Pitz-Str. 1 in 95448 Bay-
reuth, E-Mail: Richtfunk-Trassenauskunft-
dttgmbh@telekom.de 
Für evt. Strecken anderer Betreiber: 
Bundesnetzagentur, Referat 226, Richtfunk, 
Fehrbelliner Platz 3 in 10707 Berlin 
 
 

 
 
 
Vorhandene Versorgungseinrichtungen sol-
len grundsätzlich mit der erforderlichen 
Sorgfalt und Vorsicht behandelt werden, 
damit Schäden und Unfälle vermieden wer-
den können.  
Im Bedarfsfall soll der jeweilige Versor-
gungsträger um Anzeige der erdverlegten 
Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit 
gebeten werden.  
Ein besonderer Regelungsbedarf ergibt sich 
diesbezüglich jedoch für die vorliegende 
Bauleitplanung nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach den Erkenntnissen der Gemeinde ver-
läuft über das Plangebiet keine Richt-
funkstrecke. 

Wasserverband Bersenbrück vom 
02.12.2025: 
 
Der Wasserverband ist im Bereich der Ge-
meinde Berge für die öffentliche Trinkwas-
serversorgung und Abwasserentsorgung 
zuständig.  
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Stellungnahme vom 13.06.2024 wird 
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Mit Schreiben vom 13.06.2024 hat der Was-
serverband bereits zum Entwurf des v. g. 
Bebauungsplanes Stellung genommen. Die-
se Stellungnahme bleibt auch weiterhin in-
haltlich aufrechterhalten. 
Seitens des Wasserverbandes bestehen, 
unter Beachtung der aufgeführten Hinweise 
aus der Stellungnahme vom 13.06.2024, 
keine Bedenken gegen die Planung und 
Planverwirklichung.  
 
In der Anlage erhalten Sie Bestandspläne 
der im Plangebiet und in dessen Umgebung 
vorhandenen Trinkwasser- und Abwasserlei-
tungen zur Kenntnisnahme und mit der Bitte 
um Beachtung bei der weiteren Planung und 
Plandurchführung. 
 

nachfolgend aufgeführt und abgewägt. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

Stellungnahme Wasserverband Bersen-
brück vom 13.06.2024: 
 
Der Wasserverband ist im Bereich der 
Samtgemeinde Fürstenau für die öffentliche 
Trinkwasserversorgung und Abwasserent-
sorgung zuständig. 
 
Seitens des Wasserverbandes bestehen 
gegen die Planung und Planverwirklichung 
keine Bedenken. 
 
 
Trinkwasserversorgung 
Innerhalb des Plangebietes sind keine 
Trinkwasserleitungen vorhanden. 
 
Abwasserentsorgung 
Östlich an das Plangebiet angrenzend ver-
läuft die Abwassertransportleitung Bippen-
Berge. 
 
In der Anlage erhalten Sie Bestandspläne 
der innerhalb des Plangebietes und in des-
sen Umgebung vorhandenen Trinkwasser- 
und Abwasserleitungen zur Kenntnisnahme 
und mit der Bitte um Beachtung bei der wei-
teren Planung und Plandurchführung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die Feststellung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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P R I V A T E    E I N G A B E N  
 

 

Umweltforum Osnabrücker Land e.V. Os-
nabrück vom 05.01.2026: 
 
 
Zu der vorbezeichneten Angelegenheit gibt 
das Umweltforum Osnabrücker Land e.V. 
sowohl im eigenen Namen als auch im Na-
men des Bundes für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland (BUND), Landesverband 
Niedersachsen e.V. und des Naturschutz-
bundes Deutschland (NABU), Landesver-
band Niedersachsen e.V., folgende Stel-
lungnahme ab, mit der zugleich Einwendun-
gen gegen das Vorhaben erhoben werden. 
 
Das Umweltforum Osnabrücker Land e.V. 
lehnt die Ausweisung des o. g. Bebauungs-
planes in dieser Form ab. 
 

 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

0. Planungsrecht 
Das rechtswirksame Regionale Raumord-
nungsprogramm (RROP 2013) sieht für den 
Bereich des B-Planes ein Vorsorgegebiet für 
Natur und Landschaft, ein Vorsorgegebiet 
für Rohstoffgewinnung, in Teilen ein Vorsor-
gegebiet für Landwirtschaft, Vorsorgegebiet 
für Forstwirtschaft, Vorsorgegebiet für Erho-
lung bzw. Vorranggebiet für Erholung vor. 
Der Entwurf des B-Planes verweist auf den 
aktuellen Entwurf des RROP 2025, welches 
bislang aber keine Rechtskraft erlangt hat; 
er steht damit im Widerspruch zu den Zielen 
der Raumordnung. 
 
1. Standort 
In der Begründung zum B-Plan wird der 
Standort als alternativlos gezeichnet. Die 
Gemeinde hatte die Möglichkeit, sich bei der 
Aufstellung des neuen RROP zu beteiligen. 
Der Beschluss zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes wurde am 13.12.2023 beschlos-
sen. 
 
Mögliche Alternativen in der Nähe der Fern-
wärmezentrale Berge-Nord wurden augen-
scheinlich nicht untersucht, zum Beispiel ein 
Repowering der vorhandenen WEA in Heke-
se oder Nutzung der neuen Windenergiege-
biete des geplanten RROP. Die WEA soll 
eine Ergänzung zum Energiepark Berge-
Nord sein, der ca. 1,4 km entfernt liegen soll. 
Diese Anlage befindet sich aber mindestens 
3,7 km von dem WEA-Standort entfernt. 

 
Der vorliegenden Bauleitplanung standen 
nach dem RROP 2004, Teilfortschreibung 
Energie 2013 (mittlerweile außer Kraft getre-
ten) Ziele der Raumordnung entgegen (hier: 
Darstellung von Windvorranggebieten mit 
Ausschlusswirkung). Danach lag das vorlie-
gende Plangebiet in einer Fläche, die nicht 
als Windvorranggebiet im RROP ausgewie-
sen war. Mit Eintreten der Rechtskraft des 
neuen RROP 2025 am 15.01.2026 ist die 
bisherige Ausschlusswirkung entfallen und 
steht der vorliegenden Bauleitplanung der 
Gemeinde Berge nicht mehr entgegen. 
 
 
Die Festsetzung des geplanten Sonderge-
bietes „Windenergieanlagen“ am vorgese-
henen Standort ist seitens der Gemeinde 
wohl abgewägt worden. Das Plangebiet ist 
im Zusammenhang mit der geplanten Ener-
giezentrale (B-Plan Nr. 22 der Gemeinde 
Berge) zu betrachten. Sie soll erforderlichen 
Strom für die Anlagen im B-Plan Nr. 22 lie-
fern. Durch die noch akzeptable Entfernung 
von ca. 1,4 km zum B-Plan Nr. 22, durch die 
bestehende Straßenanbindung (L 102, Bip-
pener Straße) sowie die Flächenverfügbar-
keit ergaben sich die grundsätzliche Eignung 
des Plangebietes und die entscheidenden 
Argumente für den Standort.  
 
Das Projekt „Energie für Berge“ wird nur 
erfolgreich sein, wenn die Preisgestaltung 
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Ein Hinweis darauf, dass in der Gemeinde 
Berge keine besser geeigneten Alternativflä-
chen zur Verfügung stehen und die Aktivie-
rung von Gebäudeleerständen und Baulü-
cken oder andere Maßnahmen der Innen-
entwicklung keine geeigneten Alternativen 
darstellen, kann nicht für einen Bebauungs-
plan für eine neue WEA als Begründung 
gelten. 
 
 
Inwieweit der B-Plan für den im Bau befindli-
chen Energiepark erforderlich ist, wird in der 
Begründung und im Umweltbericht nicht 
nachvollziehbar dargelegt. Es wird angege-
ben, dass die geplante Anlage insbesondere 
den Strom für die geplante Wärmezentrale 
liefern soll. Im Umweltbericht werden dazu 
verschiedene Verbraucher mit ihrem Ener-
giebedarf angeführt. Der tatsächliche Bedarf 
in Verbindung mit der von der WEA erzeug-
ten Energie ist nicht überschlägig berechnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verbindungsleitungen müssen über mehr als 
3,7 km zum Energiepark Berge-Nord herge-
stellt werden. Sie sind nicht Bestandteil des 
B-Planes und erfordern zumindest eine 
NUVP. 
 

für die künftigen Bezieher attraktiv ist. Dem-
entsprechend müssen die Herstellungs- und 
Unterhaltungskosten günstig kalkuliert wer-
den. Je weiter die beiden Standorte ausei-
nanderliegen, desto höher werden die Her-
stellungskosten u.a. für die notwendigen 
Verbindungsleitungen. Der vorgesehene 
Standort ist auch unter diesen wirtschaftli-
chen Aspekten geeignet. 
Insgesamt bestehen zu dem Standort derzeit 
keine sinnvollen Alternativen. 
 
Hierzu gilt die vorstehende Abwägung.  
Detaillierte Angaben zur künftig erzeugten 
tatsächlichen Strommenge der geplanten 
WEA sind schon allein aufgrund der meteo-
rologischen Unwägbarkeiten nicht möglich. 
Abgesehen davon sind diesbezügliche Be-
rechnungen im Rahmen der Bauleitplanung 
auch nicht erforderlich.  
 
Das Bundesverfassungsgericht stellt bezüg-
lich der Windenergienutzung deutlich her-
aus, „(...) dass der Ausbau der Nutzung der 
Windkraft einen faktisch unverzichtbaren 
Beitrag zu der verfassungsrechtlich durch 
Art. 20a GG und durch grundrechtliche 
Schutzpflichten gebotenen Begrenzung des 
Klimawandels leistet und zugleich die Siche-
rung der Energieversorgung unterstützt.“2 
 
Tatsache ist, dass das Projekt „Energie für 
Berge“ der Energiewende im Sinne des § 2 
des Erneuerbaren Energiegesetzes (EEG)  
dient: 
„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
sowie den dazugehörigen Nebenanlagen 
liegen im überragenden öffentlichen Interes-
se und dienen der öffentlichen Gesundheit 
und Sicherheit. Bis die Stromerzeugung im 
Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral 
ist, sollen die erneuerbaren Energien als 
vorrangiger Belang in die jeweils durchzufüh-
renden Schutzgüterabwägungen eingebracht 
werden.“ 
 
Die vom Einwender genannte Entfernung 
von 3,7 km zum Energiepark Berge-Nord ist 
falsch. Die Entfernung beträgt ca. 1,4 km. 
Verbindungsleitungen außerhalb der B-
Pläne sind nach dem jeweiligen Fachrecht 
zu planen und zu bewerten. Etwaige Prüfun-
gen gem. UVPG oder NUVPG für Leitungs-
verlegungen außerhalb des B-Plangebietes 

                                                
2BVerfG, Leitsatz Nr. 3 zum Beschluss des ersten Senats vom 27.09.2022 - 1 BvR 2661/21 -  
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sind nicht Gegenstand des vorliegenden 
Planverfahrens. 
 

2. Bedrängende Wirkung 
Der Standort hat eine hohe Bedeutung für 
das Landschaftsbild. 
 
Für Anwohner im Bereich Sipe und Neustadt 
steht die Anlage jeweils im Blickzentrum 
wichtiger Sichtachsen. Dadurch ergibt sich 
eine optische Bedrängung, die durch den 
erhöhten Standort noch verstärkt wird. 
 
 
 
 
Eine Abschaltautomatik ist deshalb zwin-
gend notwendig. Nach Inbetriebnahme der 
WEA ist eine Kontroll-Immissionsmessung 
der Schlagschattenzeiten vorzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aber da die genauen Abstände einer geplan-
ten WEA zu den Gebäuden mit Wohnnut-
zung nicht dargestellt sind, ist eine abschlie-
ßende Prüfung der optisch bedrängenden 
Wirkung derzeit nicht möglich. Im Umweltbe-
richt werden Abstände von mindestens 
581 m, überwiegend mehr als 600 m ange-
geben. Die 3-fache Höhe der vorgesehenen 
WEA beträgt ca. 813 m. 
 

 
Die Aussage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Für Sichtachsen benötigt man einen Aus-
gangspunkt und ein Ziel. Pauschal für alle 
Bewohner der Ortsteile Sipe und Neustadt 
gleich mehrere solcher Sichtachsen als be-
einträchtigt anzugeben und gleichzeitig noch 
eine optisch bedrängende Wirkung für die 
Bewohner abzuleiten ist nicht nachvollzieh-
bar.  
 
Im Bebauungsplanverfahren muss nachge-
wiesen werden, dass das Planungsziel (hier. 
Errichtung und Betrieb einer Windenergiean-
lage - WEA) erreicht werden kann. Im Rah-
men der Umweltprüfung zum vorliegenden 
B-Plan Nr. 23 wurde zur Bewertung der 
Auswirkungen durch Rotorschattenwurf eine 
entsprechende Berechnung durchgeführt 
(IEL GmbH, Bericht-Nr. 5234-24-S1). In den 
Kapiteln 10.2 und 12 der Rotorschattenwurf-
berechnung wird darauf hingewiesen, dass 
die geplante WEA (Referenzanlage Ge-
samthöhe 250 m) mit einer technischen Ab-
schalteinrichtung ausgestattet werden muss, 
um die Orientierungswerte von 30 Minuten 
pro Tag bzw. 30 Stunden pro Jahr einzuhal-
ten.  
Die Einrichtung einer entsprechenden Ab-
schaltvorrichtung wird im Rahmen der Anla-
gengenehmigung nach BImSchG als Aufla-
ge vorgeschrieben. 
 
Hinsichtlich der Gesamthöhe der Windener-
gieanlage ergibt sich u.a. auch aus der ge-
botenen Vermeidung einer optisch bedrän-
genden Wirkung ein begrenzender Faktor. 
Gem. § 249 Abs. 10 BauGB gilt, dass bei 
Einhaltung eines Mindestabstandes, der der 
zweifachen Gesamthöhe der Windenergie-
anlage entspricht, der öffentliche Belang 
einer optisch bedrängenden Wirkung dem 
Vorhaben i.d.R. nicht entgegensteht.  
Aufgrund der Abstände von mehr als 500 m 
zwischen Mitte Mastfuß der geplanten WEA 
(Referenzanlage Gesamthöhe 250 m) und 
den nächstliegenden Wohnhäusern (Min-
destabstand 581 m, überwiegend mehr als 
600 m) ist eine optisch bedrängende Wir-
kung nicht zu erwarten.  
Angesichts der Abstände von deutlich mehr 
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als der doppelten Anlagenhöhe (2H) sowie 
u.a. der Topographie, bestehenden Sicht-
verschattungen (u.a. durch Gehölzstruktu-
ren), Position und Lage der WEA zur Wohn-
bebauung, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Stellung des Rotors unter Berück-
sichtigung der Hauptwindrichtung (West, 
Südwest), konnten der Regelvermutung des 
§ 249 Abs. 10 BauGB widersprechende Ein-
zelfallumstände nicht festgestellt werden. 
Damit liegen nach Ansicht der Gemeinde 
keine Gründe vor, die eine Sonderbeurtei-
lung mit Einzelfallprüfung zur optisch be-
drängenden Wirkung erforderlich machen 
könnten. Die Einhaltung des Mindestab-
stands (doppelte Anlagenhöhe) ist auch im 
nachfolgenden BImSchG-Genehmigungs-
verfahren sicherzustellen. 
 
Die 3-fache Höhe der geplanten WEA (Refe-
renzanlage Gesamthöhe 250 m) beträgt 
übrigens 750 m nicht 813 m! 
 

3. Schallbelastung 
Da es sich bei dem B-Plan um eine Ange-
botsplanung handeln soll - was bei dem Be-
arbeiter des Umweltberichtes nicht bekannt 
war, sind die Auswirkungen verschiedener 
WEA-Typen und -Höhen auf der gesamten 
Fläche des B-Plangebietes bei einem 
BImSchG-Verfahren erneut zu prüfen und 
die erforderlichen Gutachten z. B. zum 
Schallschutz neu aufzustellen. 
 
Das Schalltechnische Gutachten, hier bei-
spielhaft für eine Enercon WEA E-175 EP5 / 
6000 kW, bezieht sich auf eine noch nicht 
vermessene WEA. 
 
Die relevanten Lärm-Immissionsorte sind 
nicht genau bezeichnet. In Kap. 9.1 wird 
darauf verwiesen, dass nur die innerhalb des 
Einwirkungsbereichs befindlichen nächstge-
legenen repräsentativen Nutzungen berück-
sichtigt wurden. Das sind 6 Punkte. Weitere 
in unmittelbarer Nähe befindliche Wohnnut-
zungen wurden nicht berechnet. Ob die Ge-
ländeoberfläche bei der Auswahl berücksich-
tigt wurde, ist nicht dargelegt. Im vorliegen-
den Gutachten wird auch auf eine mögliche 
Körperschallübertragung durch den Boden 
hingewiesen, die nicht berücksichtigt wurde. 
 

 
Im vorliegenden Fall wird ein Angebotsbe-
bauungsplan aufgestellt. In diesem Rahmen 
wurden für eine realistische Windenergie-
Referenzanlage (hier mit einer Gesamthöhe 
von 250 m) die zu erwartenden Umweltaus-
wirkungen (u.a. Lärm u. Schattenschlag) 
durch Gutachter ermittelt und bewertet.  
Eine umfassende Variantenprüfung und die 
Festsetzung einer maximalen Anlagenhöhe 
sind hier nicht zielführend und auch rechtlich 
nicht geboten. 
 
Im Bebauungsplanverfahren muss nachge-
wiesen werden, dass das Planungsziel (hier. 
Errichtung und Betrieb einer Windenergiean-
lage - WEA) erreicht werden kann. Im Rah-
men der Umweltprüfung zum vorliegenden 
B-Plan Nr. 23 wurde zur Bewertung der 
Auswirkungen durch Anlagenlärm der 
Schalltechnische Bericht (IEL GmbH, Be-
richt-Nr. 5234-24-L1) erstellt, Durch diesen 
Bericht wird nachgewiesen, dass die aktuell 
von den Investoren geplante WEA hinsicht-
lich ihrer Lärmauswirkungen innerhalb des 
Plangebietes realisiert werden kann.  
 
Der Landkreis Osnabrück hat im Rahmen 
der Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB) 
darauf hingewiesen, dass bei der Bewertung 
der Auswirkungen durch Anlagenlärm, er-
gänzend zu den bisherigen Annahmen des 
Schallgutachtens, zu prüfen ist, ob die ge-
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nehmigten WEA im Windpark Berge-Hekese 
einen Einfluss auf die Berechnungen haben 
können. Insgesamt sind derzeit 7 WEA in 
den Windenergiegebieten „Haff“ und „Haff-
wiesen“ (genannt Windpark Hekese) ge-
nehmigt. 
 
Auf die darauf erfolgte Anfrage seitens des 
Lärmgutachters (IEL GmbH) hat der Land-
kreis Osnabrück für die sieben WEA ein 
Schallgutachten zur Verfügung gestellt. Bei 
der Bewertung dieses Gutachtens in Verbin-
dung mit dem vorliegenden Schallgutachten 
(IEL-Bericht Nr. 5234-24-L1) konnte festge-
stellt werden, dass die sieben WEA keinen 
maßgeblichen Einfluss auf die schalltechni-
sche Beurteilung der hier geplanten WEA 
haben und somit der Realisierung der WEA 
nicht entgegenstehen. Im IEL-Bericht Nr. 
5234-24-L1 ist z. B. für den Immissionspunkt 
„IP 05 Wickersboll 10, 49626 Bippen“ für die 
Nachtzeit ein Schallimmissionspegel von 
32,3 dB(A) ermittelt worden. Dieser Immissi-
onspunkt findet sich auch in dem vom Land-
kreis Osnabrück zur Verfügung gestellten 
Gutachten wieder. Dort wird er mit „IO 01“ 
bezeichnet. An diesem Immissionspunkt 
wird gemäß diesem Gut-achten durch die 
insgesamt sieben WEA eine Schallimmissi-
onspegel für die Nachtzeit von 27,2 dB(A) 
bewirkt. Durch die energetische Summation 
dieser beiden Werte ergibt sich eine Schall-
immissionsbelastung von 33,4 dB(A). Der 
zulässige Immissionsrichtwert für die Nacht-
zeit beträgt an diesem Immissionspunkt 35 
dB(A). Dieser wird nach wie vor unterschrit-
ten. 
 
Eine detaillierte anlagenbezogene Prüfung 
der Umweltauswirkungen erfolgt erneut 
durch den Landkreis Osnabrück im Rahmen 
der Anlagengenehmigung nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG).  
Sofern erforderlich werden im Rahmen der 
BImSchG-Genehmigung entsprechende 
Umweltschutzauflagen z. B. zum Schutz vor 
erheblichen Auswirkungen festgelegt. 
 

4. Schattenschlag 
Die maximal zulässige Schattenwurfdauer 
wird an allen 40 Messpunkten überschritten. 
Unberücksichtigt bleib zudem der in ca. 3 
km Entfernung östlich vom geplanten 
Standort gelegene Windpark Hekese, mit 
einer Anlagenhöhe von 261 m. 
 

 
Im Bebauungsplanverfahren muss nachge-
wiesen werden, dass das Planungsziel (hier. 
Errichtung und Betrieb einer Windenergiean-
lage - WEA) erreicht werden kann. Im Rah-
men der Umweltprüfung zum vorliegenden 
B-Plan Nr. 23 wurde zur Bewertung der 
Auswirkungen durch Rotorschattenwurf eine 
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Dadurch werden die Anlieger der Hekeser 
Straße besonders stark belastet, da sie so-
wohl aus westlicher als auch aus östlicher 
Richtung Schattenwurf erfahren. 
 
Hinsichtlich der geänderten Vorbelastung 
sind die ermittelten Ergebnisse im Schat-
tenwurfgutachten nicht mehr gültig und es 
sind neue Berechnungen notwendig. 
 
Eine Abschaltautomatik ist deshalb zwin-
gend notwendig. Nach Inbetriebnahme der 
WEP ist eine Kontroll-Immissionsmessung 
der Schlagschatten vorzunehmen. 
 

entsprechende Berechnung durchgeführt 
(IEL GmbH, Bericht-Nr. 5234-24-S1). In den 
Kapiteln 10.2 und 12 der Rotorschattenwurf-
berechnung wird darauf hingewiesen, dass 
die geplante WEA (Referenzanlage Ge-
samthöhe 250 m) mit einer technischen Ab-
schalteinrichtung ausgestattet werden muss, 
um die Orientierungswerte von 30 Minuten 
pro Tag bzw. 30 Stunden pro Jahr einzuhal-
ten.  
Die Einrichtung einer entsprechenden Ab-
schaltvorrichtung wird im Rahmen der Anla-
gengenehmigung nach BImSchG als Aufla-
ge vorgeschrieben. 
Im Rahmen der Berechung wurde die beste-
hende Topographie durch die Verwendung 
eines digitalen Geländemodels (DGM5 / 
LGLN) berücksichtigt (siehe Kapitel 2 u. 5.4 
des IEL-Berichtes Nr. 5234-24-S1). 
Ferner wird in Kapitel 5.5 des IEL-Berichtes 
darauf hingewiesen, dass die Berechnungen 
im „Gewächshausmodus“ durchgeführt wur-
den, d. h. Verdeckungen durch Gebäude 
oder Bewuchs bleiben bei der Berechnung 
unberücksichtigt. 
 
Der Landkreis Osnabrück hat im Rahmen 
der Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB) 
darauf hingewiesen, dass ggf. weitere 7 
WEA (Windpark Hekese) als Vorbelastung 
zu berücksichtigen sind.  
Auf Anfrage des Schattenwurfgutachters 
(IEL GmbH) hat der Landkreis für diese 
WEA drei Schattenwurfgutachten zur Verfü-
gung gestellt. 
Erste Berechnungen dazu haben ergeben, 
dass WEA aus dem Windpark Hekese be-
züglich des Schattenwurfes mit der geplan-
ten WEA im vorliegenden Plangebiet zu-
sammenwirken. Aus diesem Grund wird die 
bisherige Schattenwurfberechnung (IEL-
Bericht 5234-24-S1) kurzfristig aktualisiert. 
Im Zuge der geänderten Vorbelastung müs-
sen auch die drei Vorbelastungsanlagen VB 
01 bis VB 03 neu berücksichtigt werden. 
Die aktualisierte Schattenwurfberechnung 
wird wieder Anlage des Umweltberichtes. 
 
Ein grundsätzliches Planungshindernis ist 
durch die Neuberechnung zum Schattenwurf 
nicht zu erwarten, da die ohnehin notwendi-
ge Abschaltvorrichtung an die neuen Schat-
tenwurfergebnisse anzupassen ist, so dass 
die Grenzwerte (30 Minuten am Tag / 30 
Stunden pro Jahr) eingehalten werden.  
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5. Denkmalschutz 
Es gibt einen Hinweis im Umweltbericht, 
dass der Eschboden abgeschoben und seit-
lich separat gelagert werden soll, Karte 3A. 
Im Bebauungsplan ist die Lage des Plagge-
neschbodens, der ein Denkmal per se dar-
stellt, nicht eingetragen. Es gibt dazu einen 
Hinweis des Landesamtes für Bergbau, E-
nergie und Geologie. Das Bodenschutzkon-
zept vom 10.02.2025 zeigt eine davon ab-
weichende Lage dieses Bodens im Bereich 
des gesamten Vorhabens. 
 
Ist das von der Unteren Denkmallschutzbe-
hörde berücksichtigt worden? 
 

 
Die verschiedenen Ackerbereiche werden 
entsprechend der anstehenden Böden im 
Bestandsplan Biotoptypen unterschieden. 
Die Abgrenzungen erfolgen dabei entspre-
chend der Karte des NIBIS Datenservers 
und der darin dargestellten Eschböden aus 
der digitalen Bodenkarte im Maßstab 
1:50.000. 
Naturgemäß können die Aussagen einer 
Karte in diesem Maßstab nicht 1:1 in die 
Örtlichkeit übertragen werden. Dies würde 
erklären, warum in dem Bodenschutzkon-
zept eine großräumigere Betrachtung inkl. 
„potenzieller“ Eschböden erfolgt. 
 
Die Unteren Denkmalschutzbehörde be-
trachtet grundsätzlich das komplette Vorha-
ben hinsichtlich der zu erwartenden Auswir-
kungen auf ihre Belange. 
Am 23.10.2024 wurde durch die Denkmal-
pflegebehörde ein archäologischer Such-
schnitt innerhalb des Plangebietes durchge-
führt. Er war bei 4-5 m Breite gut 50 m lang 
und führte von Süd nach Nord durch das 
Zentrum des Fundaments der geplanten 
Windenergieanlage und durch den nördlich 
vorgelagerten zukünftigen Parkplatzbereich. 
Dabei zeigten sich keine relevanten archäo-
logischen Funde und Befunde, so dass die 
Sondage nicht erweitert werden musste und 
abgeschlossen werden konnte. Damit konn-
te der erste Teil der Auflagen der Boden-
denkmalpflege abgeschlossen werden.  
 
Mit der Betreiberin der künftigen Windener-
gieanlage wurde seitens der Denkmalpfle-
gebehörde darüber hinaus verabredet, die 
Erdarbeiten für die Errichtung der Zuwegung 
zur Windenergieanlage archäologisch zu 
begleiten. Diese Maßnahme soll voraussicht-
lich 2026 durchgeführt werden und ist recht-
zeitig vor den Tiefbauarbeiten mit der 
Denkmalbehörde abzustimmen.  
 

6. Kampfmittel 
Laut Angabe des LGLN Kampfmittelbeseiti-
gungsdienstes besteht ein allgemeiner Ver-
dacht auf Kampfmittel. Auf einen Antrag auf 
Luftbildauswertung soll augenscheinlich ver-
zichtet werden, obwohl dies seitens des 
LGLN empfohlen wird. 
 
Eine gefährliche Entscheidung, das Risiko 
wird auf einen Unternehmer abgewälzt. 
 

 
Der Stellungnahme des LGLN Kampfmittel-
beseitigungsdienstes (KBD) vom 30.05.2024 
im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung lag eine „Stellung-
nahme zum öffentlichen Belang: Kampfmit-
telbeseitigung“ bei. Danach besteht für die 
Fläche A (Plangebiet) ein allgemeiner Ver-
dacht auf Kampfmittel und es wird eine Luft-
bildauswertung empfohlen. Konkrete Hin-
weise auf Kampfmittel liegen für das Plan-
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gebiet jedoch nicht vor. Im Plangebiet sowie 
in seinem näheren Umfeld sind bislang keine 
Kampfmittelfunde bekannt geworden. Eine 
Gefahrenlage, die weitere kampfmittelbezo-
gene Maßnahmen für das Plangebiet erfor-
dern würde (z. B. Luftbildauswertungen, 
Sondierungen) liegt nach dem aktuellen Er-
kenntnisstand nicht vor.  
Die Kampfmittelfreiheit kann jedoch nicht 
gewährleistet werden. Daher sollte grund-
sätzlich die Durchführung aller bodeneingrei-
fenden Bauarbeiten mit der gebotenen Vor-
sicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkom-
men nicht völlig ausgeschlossen werden 
kann. Grundsätzlich sind Bauherren und 
bauausführende Firmen verantwortlich für 
Gefährdungen durch Kampfmittel bei Bau-
maßnahmen. Bei einem Verdacht auf 
Kampfmittel müssen sie die notwendigen 
Maßnahmen veranlassen. Sofern der Ver-
dacht auf Kampfmittel aufkommt, ist die Ar-
beit sofort einzustellen und die Gefahrenab-
wehrbehörde (Gemeinde, Samtgemeinde) 
oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu 
benachrichtigen. Ein entsprechender Hin-
weis ist im B-Plan enthalten.  
 

7. Grundwasser 
Durch die Verwendung grundwassergefähr-
dender Stoffe bei Bau und Betrieb der WEA 
ist die Gefährdung des Grundwassers und 
des Wehdemühlenbachs als Teil des FFH-
Gebiets „Bäche im Artland“ zu besorgen. 
 

 
Im Rahmen der Umweltprüfung wurden u.a. 
auch die planbedingten Auswirkungen auf 
das Schutzgut Wasser beurteilt. Stoffliche 
Einträge in das Grundwasser könnten sich 
sowohl bau- als auch betriebsbedingt erge-
ben. Bei den erforderlichen Gründungsmaß-
nahmen wird z. B. Material in den Unter-
grund und damit möglicherweise in den 
Grundwasserkörper transportiert. Laut dem 
vorliegenden geotechnischen Entwurfsbe-
richt wird der Grundwasserkörper bei der 
Gründung voraussichtlich jedoch nicht ange-
schnitten, so dass voraussichtlich auch kei-
ne Grundwasserhaltung erforderlich wird3. In 
einem Havariefall könnten sich dennoch 
erhebliche Verunreinigungen des Grund-
wassers ergeben.  
Die gesetzlichen Vorgaben und darauf ba-
sierenden Verordnungen zum erforderlichen 
Schutz des Grundwassers im Zusammen-
hang mit dem Bau und Betrieb von Wind-
energieanlagen, insbesondere auch im Be-
reich von Trinkwassergewinnungs- und 
Wasserschutzgebieten, sollen grundsätzlich 
beachtet werden.  

                                                
3 Ingenieurgeologie Dr. Lübbe: Geotechnischer Entwurfsbericht zum Windpark Berge (Projekt: 2024-0051), 
Vechta, 25.September 2024, S. 9. 
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Die hierzu relevanten fachtechnischen Emp-
fehlungen wie z. B. das Merkblatt „Grund-
wasserschutz beim Bau und Betrieb von 
Windenergieanlagen“ (NDS Ministerium für 
Umwelt, Energie u. Klimaschutz, 2016) oder 
das Merkblatt „Anforderungen der Verord-
nung über Anlagen zu Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen (AwSV) an Windener-
gieanlagen (WEA)“ (Bund- Länderarbeits-
kreis Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen - BLAK UmwS, 2023) sollen ebenfalls 
grundsätzlich bei der Errichtung, dem Be-
trieb, wesentlichen Änderungen und bei ei-
ner Stilllegung der Anlagen beachtet wer-
den. 
Bei den obligatorischen Maßnahmen handelt 
es sich überwiegend um technische Anla-
gen, die im Rahmen der Errichtung der WEA 
erstellt werden müssen. Sie entsprechen 
i.d.R. den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und sind entsprechend auszufüh-
ren. 
Sofern diese Schutzmaßnahmen bei der 
Errichtung der WEA beachtet werden, sind 
keine Gefährdungen des Grundwassers zu 
befürchten. Die Schutzmaßnahmen und -
anlagen werden im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens als Auflage gefor-
dert. Ein besonderer Regelungsbedarf ergibt 
sich daher diesbezüglich für die Bauleitpla-
nung nicht.  
 

8. Natur und Landschaft 
Obwohl der WEA-Standort sich in den „Fürs-
tenauer Bergen“ (Landschafts-ID 058 der 
bedeutsamen Landschaften in Deutschland) 
als in Teilen historisch gewachsener Kultur-
landschaft bzw. in Teilen naturnaher Kultur-
landschaft befindet, die nach § 1 (4) Nr. 1 
BNatSchG zu bewahren ist, wurde der 
Schutz des Gebietes bei der Genehmigung 
des Windparks nicht berücksichtigt. Nach 
§ 3 (2) r. 5 ROG sind historisch geprägte 
und gewachsene Kulturlandschaften in ihren 
prägenden Merkmalen und mit ihren Kultur- 
und Naturdenkmälern sowie dem UNESCO-
Kultur- und Naturerbe der Welt zu erhalten.  
 
Bei historisch geprägten und gewachsenen 
Kulturlandschaften steht der Aspekt der Er-
haltung im Vordergrund, was bei der Ge-
nehmigung unberücksichtigt blieb.  
 

 
Die historisch gewachsene Kulturlandschaft 
„Fürstenauer Berge“ wird durch die vorlie-
gende Planung nur in geringem Umfang in 
Anspruch genommen. Es erfolgt zudem eine 
vollständige Kompensation der zu erwarten-
den Beeinträchtigungen von Naturhaushalt 
und Landschaftsbild. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unklar ist was mit „Genehmigung“ gemeint 
ist. Offenbar handelt es sich hierbei um eine 
Passage aus einem anderen Vorhaben, die 
irrtümlich in die Stellungnahme hineinkopiert 
wurde.  
 

8.1 Eingriffsregelung 
Die von der Antragstellerin errechnete Kom-

 
Das genannte NLT Papier 2014 ist nicht 
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pensationsleistung für die Beeinträchtigung 
des Landschaftsbildes ist nicht nach einem 
aktuellen Bewertungsmodell (z. B. NLT 
2014) hergeleitet und ist auch wegen der 
Abwertung von Teilen der Landschaftsein-
heiten aufgrund von WEA im Umfeld als 
stark vorbelastet in dieser Höhe so nicht 
nachvollziehbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Die Kompensationsflächen und -
maßnahmen für Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes sollen dabei auch als 
Kompensation von sonstigen Beeinträchti-
gungen des Naturhaushalts und des Land-
schaftsbilds gem. der Eingriffsbilanz aus 
Kapitel 3.3.2 für die sonstigen zu erwarten-
den Eingriffe in den Naturhaushalt und das 
Landschaftsbild dienen. Neben den Maß-
nahmenflächen innerhalb des Plangebiets 
sollen geeignete externe Flächen bereitge-
stellt und naturnah entwickelt werden.“ (LBP, 
S. 77)  
Dieses ist nicht nachvollziehbar: Die unmit-
telbaren Eingriffe durch die Baumaßnahmen 
in den Naturhaushalt und auch des Land-
schaftsbildes werden durch die Anwendung 
des Osnabrücker Modells abgebildet. Die 
aufgrund der Bauart bedingte, über die un-
mittelbare Eingriffsfläche erheblich hinaus-
gehende Beeinträchtigung des Landschafts-
bildes ist darüber hinaus zu bewerten und zu 
kompensieren. Diese Kompensationsmaß-
nahmen können daher nicht miteinander 

mehr aktuell und wurde durch das NLT Pa-
pier 2018 ersetzt. 
Davon abgesehen ist dieses NLT Papier 
nicht für Kompensationen im Rahmen der 
verbindlichen Bauleitplanung geeignet, da 
dieses Modell eine Kompensation für die 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes  
über Ersatzgeld vorsieht. Ersatzgeldzahlun-
gen sind als Kompensation im Rahmen der 
verbindlichen Bauleitplanung nicht zulässig. 
In Abstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises Osnabrück 
wurde das Modell nach Breuer (2001) als 
am besten geeignet ausgewählt. 
 
Im vorliegenden Fall ist das Untersuchungs-
gebiet durch mehrere Windenergieanlagen 
anderer Windparks vorbelastet, die mit ih-
rem Belastungskreis der 15fachen Anlagen-
höhe auf den vom Plangebiet beeinträchtig-
ten Raum einwirken, deren Eingriffe aber 
bereits kompensiert wurden.  
Nach Auffassung der Gemeinde ist es 
durchaus vergleichbar und kein erheblicher 
Unterschied, ob eine Einzelanlage zu einem 
vorbelasteten Gebiet dazu geplant wird oder 
in einem Windpark mehrere Anlagen errich-
tet werden. Die Bewertungen werden unver-
ändert beibehalten, auch da das Modell 
Breuer (2001) eine weitere Differenzierung 
nicht hergibt. 
 
Zu der vorliegenden Planung wurde ein 
Umweltbericht erstellt, kein Landschaftspfle-
gerischer Begleitplan (LBP)! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Einleitung zum Osnabrücker Kompen-
sationsmodell wird klargestellt, dass die Be-
wertung der Biotope insgesamt anhand von 
15 Kriterien erfolgt, u. a. dem Landschafts-
bild. Die Kompensation der Eingriffe muss 
zudem im Rahmen der Bauleitplanung nicht 
funktionsgleich, sondern kann wertgleich 
erfolgen. 
In der Regel können mit den Kompensati-
onsmaßnahmen dabei gleichzeitig Eingriffe 
in verschiedene Schutzgüter kompensiert 
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verrechnet werden. Dieses dürfte nicht für 
Artenschutzmaßnahmen und Maßnahmen 
zur Förderung des Landschaftsbildes gelten. 
 
 

werden. Das ist bei fast allen Kompensati-
onsmodellen mit Biotopwertverfahren die 
Regel.  
Im vorliegenden Fall wurde, aufgrund der 
Schwere und Komplexität der Eingriffe in 
das Landschaftsbild und die weit über den 
Geltungsbereich des B-Plans hinaus rei-
chenden Auswirkungen, der Eingriff in das 
Landschaftsbild durch die WEA gesondert 
anhand des Modells Breuer (2001) ermittelt. 
Selbstverständlich kann die Kompensation 
der Eingriffe in andere Schutzgüter (z. B. 
Eingriffe in den Boden durch die planbeding-
te Flächenversiegelung) auch für eine Kom-
pensation der Eingriffe in das Landschafts-
bild genutzt werden, sofern die Maßnahmen 
dafür geeignet sind. Diese Bedingung ist 
nach Auffassung der Gemeinde erfüllt. 
 

Die Bewertungen der Biotoptypen sind nicht 
immer nachvollziehbar. Beispielsweise ist 
hier die mit 2,6 WE/m² zu geringe Bewer-
tung des WQ zu nennen, der mit großer 
Wahrscheinlichkeit Lebensraum des Hirsch-
käfers sein dürfte, der in dem Bereich auch 
als adulte Tiere festgestellt wurde. Auch sind 
Kompensationsmaßnahmen mehr oder we-
niger unter einer WEA nicht geeignet, die 
vollen Lebensraumfunktionen für die zu ent-
wickelnden Ausgleichsbiotope herzustellen, 
da beispielsweise viele Fledermaus- und 
Vogelarten als Bewohner des entsprechen-
den Lebensraums durch die WEA beein-
trächtigt werden. Das Landschaftsbild lässt 
sich ebenfalls kaum unter einer  WEA positiv 
entwickeln. 
 

Im Umweltbericht ist der überplante Eichen-
wald im Kapitel 2.8.3 deutlich beschrieben 
und zeichnerisch abgegrenzt. Es ist ein klei-
ner Bestand aus Eichen, Buchen und Kie-
fern am Rande eines schmalen Waldstücks 
unmittelbar neben einer Landesstraße und 
zudem vorbelastet durch Ablagerung von 
Gartenabfällen.  
Aufgrund des gemischten Bestockung mit 
Laub- und Nadelholz und der Vorbelastun-
gen durch die Landesstraße, Gartenabfälle 
sowie angesichts der geringen Größe des 
Bestandes ist eine Bewertung im unteren 
Bereich der Regelbewertung (2,5 - 3,5) an-
gemessen. Seitens der Unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises Osnabrück 
wurden zudem keine Bedenken bzgl. der 
Bestandsbewertung vorgebracht.  
 

8.2 Waldumwandlung 
Wald soll umgewandelt werden. Die Ausfüh-
rungsbestimmungen zum NWaldLG wurden 
offenbar nicht angewandt und damit die ge-
plante Waldumwandlung waldrechtlich in 
weiten Teilen ignoriert. 
 

 
Die Belange des Waldes werden bei der 
Planung ausreichend berücksichtigt.  
Im Kapitel 3.3.4 des Umweltberichtes ist dies 
ausführlich beschrieben: 
 
„Bei der vorliegenden Planung werden 1.175 m² 
Wald überplant, davon sind rund 210 m² ein vor-
handener Weg. Die Gehölzbestände setzen sich 
aus rund 324 m² Eichenmischwald und ca. 
641 m² Douglasienforst zusammen. 
Innerhalb des B-Plan werden 2.799 m² Wald 
ausgewiesen mit Anlage eines naturnahen Ei-
chen-Buchenmischwaldes und stufigen Waldrän-
dern. Die Fläche für Ersatzaufforstung soll dabei 
auch als (Teil-)Kompensation für die Beeinträch-
tigung des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes fungieren und wird als Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
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Entwicklung von Natur und Landschaft Typ „B“ 
mit der Zweckbestimmung „Entwicklung eines 
naturnahen Waldbestands“ festgesetzt. Sie ist als 
naturnaher Laubwald mit mindestens 10 m brei-
ten, stufigen Waldrändern aus Laubsträuchern 
und Nebenbaumarten anzulegen. Vorhandene 
Nadelgehölze können weiter genutzt werden. Die 
Pflanzdichte beträgt mindestens ein Gehölz je 3 
m². Ein Schutzzaun vor Wildverbiss ist bei den 
Gehölzanpflanzungen aufzustellen und nach spä-
testens 10 Jahren wieder abzubauen.“ 
 
Frühzeitig erfolgten entsprechende Abstim-
mungen mit dem Forstamt Ankum und der 
Unteren Waldbehörde. 
Seitens beider Behörden wurden im Rah-
men der Trägerbeteiligung keine Bedenken 
zu den Waldumwandlungen vorgebracht.  
 
In ihrer Stellungnahme vom 06.01.2026 
schreibt die Untere Waldbehörde hierzu: 
 
„Die Anforderungen des NWaldLG werden aus 
Sicht der UNB mit der vorgesehenen Ersatzauf-
forstung erfüllt. Lage und Umfang der Maßnahme 
sind fachlich schlüssig, entsprechen den forstli-
chen Abstimmungen und tragen sowohl zur 
Kompensation der Waldinanspruchnahme als 
auch zur strukturellen Aufwertung des Land-
schaftsraumes bei.“ 
 

8.3 Artenschutz 
Es ist mit dem Auftreten mehrerer kollisions-
gefährdeter Vogel- und Fledermausarten zu 
rechnen, für die weitreichende Abschaltun-
gen vorgesehen werden müssen. 
 

 
Für Vogelarten sind nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand keine Abschaltzeiten erforder-
lich. Für Fledermäuse werden geeignete 
Abschaltzeiten und ein Gondelmonitoring 
vorgesehen. In ihrer Stellungnahme vom 
06.01.2026 schreibt die Untere Naturschutz-
behörde hierzu: 
 
„Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag berück-
sichtigt die für das windenergierelevante Arten-
spektrum erforderlichen Ermittlungen umfassend 
und folgt in Methodik und Untersuchungsumfang 
den Vorgaben des Leitfadens „Hinweise zur Er-
fassung und Bewertung von Vogelvorkommen im 
Rahmen der Planung und Genehmigung von 
Windenergieanlagen (WEA) in Niedersachsen“ 
des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz (NMUEK, 2016). Die 
Erfassungen der Brut-, Rast- und Raumnut-
zungsmuster im Jahr 2024 wurden fachstandard-
gerecht durchgeführt und ermöglichen eine be-
lastbare Einschätzung des Konfliktpotenzials. Die 
Ergebnisse zeigen ein Vorkommen mehrerer 
streng geschützter und nach NMUEK als kollisi-
ons- oder störungsempfindlich eingestufter Arten, 
ohne dass im unmittelbaren Umfeld des geplan-
ten Anlagenstandorts Brutvorkommen kollisions-
sensibler Arten nachgewiesen wurden. Die fest-
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gestellte Nutzung des Untersuchungsgebietes als 
Jagdhabitat für Greifvogelarten wird nachvoll-
ziehbar dargestellt und fachgerecht bewertet. Die 
Ableitung eines vertieften Prüfbedarfs für vier 
Arten (Mäusebussard, Wespenbussard, Wald-
schnepfe, Feldlerche) ist methodisch begründet.“  
 

8.4 Natura 2000 
Das FFH-Gebiet „Bäche im Artland“ befindet 
sich etwa 720 m nördlich des geplanten 
WEA-Anlagenstandortes. Obwohl der 
Hirschkäfer als Schutzgut des FFH-Gebiets 
genannt wurde, fehlen im nördlich der ge-
planten WEA gelegenen Teil des Schutzge-
bietes Hirschkäfer-Lebensräume (vgl. Anla-
ge 2, Karte1 zur Verordnung über das LSG 
„Bäche im Artland“). Im Bereich des B-
Planes und seines Umfeldes wurden aller-
dings Hirschkäfer erfasst, die somit im Zu-
sammenhang mit dem FFH-Gebiet zu sehen 
sind und besonders schutzwürdig sind. Eine 
FFH-VP dürfte daher erforderlich sein. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung. 
 
 

 
In ihrer Stellungnahme vom 06.01.2026 
schreibt die Untere Naturschutzbehörde 
hierzu: 
 
„Nach den Ausführungen des Umweltberichts 
sind Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele so-
wie des Schutzzwecks des ca. 700 m entfernten 
FFH-Gebietes „Bäche im Artland“ durch die Pla-
nung nicht zu erwarten. Die durchgeführten Un-
tersuchungen ergaben keine Hinweise auf poten-
ziell erheblich beeinträchtigte prioritäre Arten oder 
Lebensraumtypen im Sinne der Anhänge I und II 
der FFH-Richtlinie. Auf Grundlage der vorliegen-
den Bewertungen ist insgesamt davon auszuge-
hen, dass das Vorhaben keine erheblichen Aus-
wirkungen auf das Natura 2000-Gebietssystem 
entfaltet. Dieser Einschätzung kann seitens der 
UNB gefolgt werden. 
[...] 
Auch der Hinweis auf potenziell betroffene Vor-
kommen des Hirschkäfers sowie die notwendige 
Kontrolle zu entnehmender Gehölzstrukturen ist 
fachlich korrekt und entspricht dem Schutzniveau 
nach § 44 BNatSchG. Die vorgeschlagenen Ver-
meidungs- und Verminderungsmaßnahmen (V 1 - 
V 4) sind geeignet, artspezifische Risiken zu mi-
nimieren bzw. ein potenziell erhöhtes Tötungsrisi-
ko unter die Relevanzschwelle zu senken; zusätz-
liche CEF-Maßnahmen sind aufgrund der Bewer-
tung der Betroffenheit nicht erforderlich.“  
 
Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung ist nicht 
erforderlich. Die Belange von Natur und 
Landschaft wurden bei der Planung ausrei-
chend berücksichtigt. 
 
 

Sammelstellungnahme 1 von Bürgerin-
nen und Bürgern (Anlieger Straße „Sipe“) 
vom 02.01.2026: 
 
Der in Aufstellung befindliche Bebauungs-
plan Nr. 23 „Sondergebiet Energiepark Ber-
ge-Süd“ wird aus den nachfolgenden be-
zeichneten Gründen abgelehnt: 
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

1. Ziele der Raumordnung 
Das RROP 2025 des Landkreises Osna-
brück wurde im Juli 2025 vom Kreistag als 
Satzung beschlossen, ist aber bis heute 
nicht in Kraft getreten. Es gilt nach wie vor 

 
Der vorliegenden Bauleitplanung standen 
nach dem RROP 2004, Teilfortschreibung 
Energie 2013 (mittlerweile außer Kraft getre-
ten) Ziele der Raumordnung entgegen (hier: 
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der Regionalplan 2004 in der ihm durch die 
Teilfortschreibung Energie 2013 vermittelten 
Gestalt. Der Entwurf des Bebauungsplans 
Nr. 23 „Sondergebiet Energiepark Berge-
Süd“ ist abzulehnen, weil er mit den Zielen 
der Raumordnung, die sich aus dem gelten-
den RROP ergeben, nicht vereinbar ist. 
 

Darstellung von Windvorranggebieten mit 
Ausschlusswirkung). Danach lag das vorlie-
gende Plangebiet in einer Fläche, die nicht 
als Windvorranggebiet im RROP ausgewie-
sen war.  
Mit Eintreten der Rechtskraft des neuen 
RROP 2025 am 15.01.2026 ist die bisherige 
Ausschlusswirkung entfallen und steht der 
vorliegenden Bauleitplanung der Gemeinde 
Berge nicht mehr entgegen. 
 

2. Zum Schutz des Orts- und Land-
schaftsbildes erforderlich Höhenfestset-
zung  
Es wird beanstandet, dass sich der in Auf-
stellung befindliche Bebauungsplan Nr. 23 
„Sondergebiet Energiepark Berge-Süd“ strikt 
an dem aktuellen Anlagenkonzept des 
Vorhabenträgers orientiert, obwohl es sich 
nicht um einen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan, sondern um eine reine Angebots-
planung handelt. Da der Entwurf des Plans 
keine Höhenbegrenzung festsetzt, ist zu 
befürchten, dass im Plangebiet eine Wind-
energieanlage errichtet wird, die über eine 
Gesamthöhe von deutlich mehr als 250 m 
verfügt. Aktuell werden bereits Windener-
gieanlagen mit einer Gesamthöhe von 265 
m gebaut (z. B. Lausitz, Brandenburg). Zum 
Schutz der Anwohner und im Interesse der 
Wahrung des Orts- und Landschaftsbildes 
wird daher gefordert, die Gesamthöhe einer 
im Plangebiet zulässigen Windenergieanla-
ge auf maximal 250 m zu begrenzen. 
 

 
 
 
Im vorliegenden Fall wird ein Angebotsbe-
bauungsplan aufgestellt. In diesem Rahmen 
wurden für eine realistische Windenergie-
Referenzanlage (hier mit einer Gesamthöhe 
von 250 m) die zu erwartenden Umweltaus-
wirkungen (u.a. Lärm u. Schattenschlag) 
durch Gutachter ermittelt und bewertet.  
Eine umfassende Variantenprüfung und die 
Festsetzung einer maximalen Anlagenhöhe 
sind hier nicht zielführend und auch rechtlich 
nicht geboten.  
 
Soweit erforderlich, wurden basierend auf 
den Ergebnissen der Immissionsgutachten 
zur Vermeidung von erheblichen Auswirkun-
gen angemessene Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaßnahmen im B-Plan festgesetzt.  
In diesem Zusammenhang wird darauf hin-
gewiesen, dass gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 
die von einer Planung berührten öffentlichen 
und privaten Belange gerecht gegeneinan-
der und untereinander abzuwägen sind. Da-
bei sind durch die Planung bedingte Konflik-
te hinreichend zu lösen, wobei eine ange-
messene Lösung auch auf ein nachfolgen-
des Verwaltungshandeln verlagert werden 
kann. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
hierzu grundlegend ausgeführt: 
 
„Die Planung darf nicht dazu führen, dass 
Konflikte, die durch sie hervorgerufen wer-
den, zu Lasten Betroffener letztlich ungelöst 
bleiben. Dies schließt eine Verlagerung von 
Problemlösungen aus dem Bauleitplanver-
fahren auf nachfolgendes Verwaltungshan-
deln indes nicht zwingend aus. Von einer 
abschließenden Konfliktbewältigung im Be-
bauungsplan darf die Gemeinde Abstand 
nehmen, wenn die Durchführung der als 
notwendig erkannten Konfliktlösungsmaß-
nahmen außerhalb des Planungsverfahrens 
auf der Stufe der Verwirklichung der Planung 
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sichergestellt ist. Die Grenzen zulässiger 
Konfliktverlagerung sind indes überschritten, 
wenn bereits im Planungsstadium absehbar 
ist, dass sich der offengelassene Interes-
senkonflikt auch in einem nachfolgenden 
Verfahren nicht sachgerecht lösen lassen 
wird (...). 
Ob eine Konfliktbewältigung durch späteres 
Verwaltungshandeln gesichert oder wenigs-
tens wahrscheinlich ist, hat die Gemeinde, 
da es um den Eintritt zukünftiger Ereignisse 
geht, prognostisch zu beurteilen. (...)“4 
 

 Vorliegend ist davon auszugehen, dass Kon-
flikte, die sich durch den Bau der nach dem 
B-Plan zulässigen Windenergieanlage erge-
ben könnten, abschließend in den jeweiligen 
BImSchG-Verfahren sachgerecht gelöst 
werden können. 
Im Zuge des nachfolgenden BImSchG-
Genehmigungsverfahrens (obligatorisch für 
Windenergieanlagen mit einer Höhe über 50 
m) erfolgt eine detaillierte, konkret Anlagen 
bezogene Bewertung der zu erwartenden 
Umweltauswirkungen. Dabei werden die von 
der geplanten Anlage ausgehenden poten-
tiell erheblichen Auswirkungen ggf. durch 
entsprechende Auflagen zur Vermeidung 
oder Minimierung behandelt.  
Ggf. erforderliche zusätzliche Gutachten 
werden in diesem Rahmen ebenfalls erstellt. 
Die geltenden Gesetze, Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften sind dabei grund-
sätzlich zu beachten.  
 
Hinsichtlich der Gesamthöhe der Windener-
gieanlage ergibt sich u.a. auch aus der ge-
botenen Vermeidung einer optisch bedrän-
genden Wirkung ein begrenzender Faktor. 
Gem. § 249 Abs. 10 BauGB gilt, dass bei 
Einhaltung eines Mindestabstandes, der der 
zweifachen Gesamthöhe der Windenergie-
anlage entspricht, der öffentliche Belang 
einer optisch bedrängenden Wirkung dem 
Vorhaben i.d.R. nicht entgegensteht.  
 
Als Teilausgleich der Eingriffe in das Land-
schaftsbild erfolgt die Entwicklung neuer 
naturnaher Lebensräume auf zusammen ca. 
1,28 ha innerhalb des Plangebietes. Die 
vollständige wertgleiche Kompensation er-
folgt durch externe Ausgleichsmaßnahmen. 
 
 

                                                
4 Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 14.07.1994 - 4 NB 25.94 
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3. Gefährdung Grundwasser 
Wir machen uns Sorgen um eine mögliche 
Gefährdung des Grundwassers durch even-
tuelle Ausschüttungen von Ölen und Treib-
stoffen während der Bauphase. Es ist nicht 
ersichtlich, dass entsprechende Schutzmaß-
nahmen vorgesehen sind. 
Dem geotechnischen Entwurfsbericht (Sep-
tember 2024) ist zu entnehmen, dass im 
Plangebiet gut durchlässige Sande anste-
hen, in denen Oberflächenwasser ohne Auf-
stau versickert. Da das Schutzpotenzial der 
Überdeckung des Grundwassers offensicht-
lich gering ist, muss in Rechnung gestellt 
werden, dass es während der Bau- und Be-
triebsphase zu Verschmutzungen des 
Grundwasserschatzes kommen kann. 
 
Zu berücksichtigen ist namentlich, dass 
Windenergieanlagen wassergefährdende 
Stoffe enthalten. Wenn Getriebeöle, Hydrau-
lik- und Kühlflüssigkeiten sowie Schmiermit-
tel im Havariefall (z. B. Turmbruch, Abwurf 
der Gondel) in die Umwelt auftreten, im Bo-
den versickern und ins Grundwasser gelan-
gen, kann dies zu irreparablen Schäden des 
Grundwasserschatzes führen. Das hohe 
Grundwassergefährdungspotenzial weist 
das Plangebiet für die Errichtung einer 
Windenergieanlage als ungeeignet aus. 
Schutzmaßnahmen für das Unfallrisiko wäh-
rend der Bauphase und des laufenden Be-
triebs sind nicht vorgesehen, so dass von 
einem erheblichen Risiko einer Verschmut-
zung des Grundwassers ausgegangen wer-
den muss. 
 

 
Im Rahmen der Umweltprüfung wurde u.a. 
auch die planbedingten Auswirkungen auf 
das Schutzgut Wasser beurteilt. Stoffliche 
Einträge in das Grundwasser könnten sich 
sowohl bau- als auch betriebsbedingt erge-
ben. Bei den erforderlichen Gründungsmaß-
nahmen wird z. B. Material in den Unter-
grund und damit möglicherweise in den 
Grundwasserkörper transportiert. Laut dem 
vorliegenden geotechnischen Entwurfsbe-
richt wird der Grundwasserkörper bei der 
Gründung voraussichtlich jedoch nicht ange-
schnitten, so dass voraussichtlich auch kei-
ne Grundwasserhaltung erforderlich wird5. In 
einem Havariefall könnten sich dennoch 
erhebliche Verunreinigungen des Grund-
wassers ergeben.  
Die gesetzlichen Vorgaben und darauf ba-
sierenden Verordnungen zum erforderlichen 
Schutz des Grundwassers im Zusammen-
hang mit dem Bau und Betrieb von Wind-
energieanlagen, insbesondere auch im Be-
reich von Trinkwassergewinnungs- und 
Wasserschutzgebieten, sollen grundsätzlich 
beachtet werden.  
Die hierzu relevanten fachtechnischen Emp-
fehlungen wie z. B. das Merkblatt „Grund-
wasserschutz beim Bau und Betrieb von 
Windenergieanlagen“ (NDS Ministerium für 
Umwelt, Energie u. Klimaschutz, 2016) oder 
das Merkblatt „Anforderungen der Verord-
nung über Anlagen zu Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen (AwSV) an Windener-
gieanlagen (WEA)“ (Bund- Länderarbeits-
kreis Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen - BLAK UmwS, 2023) sollen ebenfalls 
grundsätzlich bei der Errichtung, dem Be-
trieb, wesentlichen Änderungen und bei ei-
ner Stilllegung der Anlagen beachtet wer-
den. 
Bei den obligatorischen Maßnahmen handelt 
es sich überwiegend um technische Anla-
gen, die im Rahmen der Errichtung der WEA 
erstellt werden müssen. Sie entsprechen 
i.d.R. den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und sind entsprechend auszufüh-
ren. 
Sofern diese Schutzmaßnahmen bei der 
Errichtung der WEA beachtet werden, sind 
keine Gefährdungen des Grundwassers zu 
befürchten. Die Schutzmaßnahmen und -
anlagen werden im Rahmen des Bauge-

                                                
5 Ingenieurgeologie Dr. Lübbe: Geotechnischer Entwurfsbericht zum Windpark Berge (Projekt: 2024-0051), 
Vechta, 25.September 2024, S. 9. 
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nehmigungsverfahrens als Auflage gefor-
dert. Ein besonderer Regelungsbedarf ergibt 
sich daher diesbezüglich für die Bauleitpla-
nung nicht.  
 

4. Schallbelastung 
Der Lärmschutz ist nicht ausreichend be-
rücksichtigt. Nach den planerischen Festset-
zungen zu Ziff. 1.1 Buchst. a darf der Sum-
menpegel durch WEA-Geräusche an den im 
Lärmgutachten genannten Immissionsorten 
den jeweiligen Immissionsrichtwert der TA 
Lärm zur Tag- und Nachtzeit nicht über-
schreiten. Dabei handelt es sich nicht um 
eine „technische Spezifizierung“ der zulässi-
gen Windenergieanlage, weil der Summen-
pegel neben der Zusatz- auch die Vorbelas-
tung umfasst, die durch andere Anlagen 
hervorgerufen wird. Da Immissionsgrenzwer-
te in einem Bebauungsplan nicht festgesetzt 
werden können, bietet der Plan keinen 
Schutz der Anwohner vor unzumutbaren 
Lärmbelastungen. Davon abgesehen wird 
gefordert, dass im Rahmen des weiteren 
Planungsprozesses dem Aspekt der Vorsor-
ge vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
Rechnung getragen wird. Dazu bietet es sich 
an, andere Standorte für die Windenergiean-
lage zu prüfen, die deutlich größere Abstän-
de zur Wohnbebauung einhalten. 
 

 
Im Bebauungsplanverfahren muss nachge-
wiesen werden, dass das Planungsziel (hier. 
Errichtung und Betrieb einer Windenergiean-
lage - WEA) erreicht werden kann. Im Rah-
men der Umweltprüfung zum vorliegenden 
B-Plan Nr. 23 wurde zur Bewertung der 
Auswirkungen durch Anlagenlärm der 
Schalltechnische Bericht (IEL GmbH, Be-
richt-Nr. 5234-24-L1) erstellt. Durch diesen 
Bericht wird nachgewiesen, dass die aktuell 
von den Investoren geplante WEA hinsicht-
lich ihrer Lärmauswirkungen innerhalb des 
Plangebietes realisiert werden kann.  
Eine detaillierte anlagenbezogene Prüfung 
der Umweltauswirkungen erfolgt erneut 
durch den Landkreis Osnabrück im Rahmen 
der Anlagengenehmigung nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG).  
Sofern erforderlich werden im Rahmen der 
BImSchG-Genehmigung entsprechende 
Umweltschutzauflagen z. B. zum Schutz vor 
erheblichen Auswirkungen festgelegt. 
 
Bezüglich der Standorteignung wird auf Ka-
pitel 4.4 der Begründung verwiesen. Im Hin-
blick auf die geplante Wärmezentrale mit 
Fernwärmeversorgung (B-Plan Nr. 22 „Son-
dergebiet Energiepark Berge-Nord“ der Ge-
meinde Berge) besitzt das Plangebiet u.a. 
auch aufgrund seiner geringen Entfernung 
zum Energiepark Berge-Nord eine sehr hohe 
Standortgunst. Besser geeignete Alternativ-
flächen gibt es nicht. 
 

5. Schattenschlag 
In den vorausgegangenen Gesprächen wur-
de zugesagt, dass die Anwohner einen 
Schattenschlag nicht befürchten müssen, da 
entsprechende Abschaltvorrichtungen vor-
handen seien. Nunmehr müssen wir feststel-
len, dass lediglich die empfohlenen Richt-
werte (30 Std. pro Jahr/30 Min. am Tag) 
eingehalten werden sollen. Wir fühlen uns 
durch den Schattenschlag, den wir nun zu 
ertragen haben, erheblich belästigt. Ge-
sundheitliche Risiken sind nicht ausge-
schlossen. Zudem sehen wir für uns keine 
Möglichkeit, wie und wo wir Verstöße gegen 
diese Regelung feststellen und reklamieren 
könnten. 

 
Die Orientierungswerte von max. 30 Minuten 
pro Tag bzw. 30 Stunden pro Jahr entstam-
men der LAI-Richtlinie „Hinweise zur Ermitt-
lung und Beurteilung der optischen Immissi-
onen von Windenergieanlagen“ (Aktualisie-
rung 2019). Diese Orientierungswerte wur-
den durch die Gerichte als zumutbare Ober-
grenze bestätigt. 
So z. B. OVG Niedersachsen, Beschluss 
vom 15.03.2004, Az.: 1 ME 45/04, Rn 9): 
 
„Das bedeutet indes nicht, dass Nachbarn 
jedweden Schattenwurf hinzunehmen ha-
ben. Die Rechtsprechung (vgl. insbesondere 
OVG Greifswald, Beschl. v. 8.3.1999 - 3 M 
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 85/98 -, NVwZ 1999, 1238 = BRS 62 Nr. 109 
= UPR 2000, 73 [OVG Mecklenburg-
Vorpommern 01.07.1999 - 4 K 21/96]) hat 
eine Faustformel entwickelt, wonach Wohn-
gebäude durch Windenergieanlagen nicht 
mehr als 30 Stunden im Jahr und nicht mehr 
als 30 Minuten am Tag beeinträchtigt wer-
den sollen. Das stellt angesichts der vorste-
henden Ausführungen eine nicht nur gut zu 
handhabende, sondern zum Vorteil der An-
tragstellerseite und sonstiger Nachbarn so-
gar sehr behutsame, „konservative“ Faust-
formel dar.“ 
 

6. Bedrängende Wirkung 
Die Frage der bedrängenden Wirkung ist 
nach wie vor nicht geprüft. Einige Anwohner 
wohnen sehr nah an der WES (591 Meter) 
und damit nur etwas weiter als 2H. Die Ein-
zelfallprüfung zur möglichen bedrängenden 
Wirkung ist damit vorzunehmen. Die vom 
Gemeinderat angekündigte Visualisierung 
steht noch aus, ist aber für eine ordnungs-
gemäße Einschätzung unerlässlich. Bisher 
wurde weder geprüft noch abgefragt, ob in 
der konkreten örtlichen Umgebung topogra-
fische oder andere spezielle Besonderheiten 
gegeben sind, die einen weiteren Mindest-
abstand erfordern. Bisher hat sich niemand 
die örtlichen Gegebenheiten persönlich an-
geschaut.  
 

 
Aufgrund der Abstände von mehr als 500 m 
zwischen Mitte Mastfuß der geplanten WEA 
(Referenzanlage Gesamthöhe 250 m) und 
den nächstliegenden Wohnhäusern (Min-
destabstand 581 m, überwiegend mehr als 
600 m) ist eine optisch bedrängende Wir-
kung nicht zu erwarten.  
Angesichts der Abstände von deutlich mehr 
als der doppelten Anlagenhöhe (2H) sowie 
u.a. der Topographie, bestehenden Sicht-
verschattungen (u.a. durch Gehölzstruktu-
ren), Position und Lage der WEA zur Wohn-
bebauung, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Stellung des Rotors unter Berück-
sichtigung der Hauptwindrichtung (West, 
Südwest), konnten der Regelvermutung des 
§ 249 Abs. 10 BauGB widersprechende Ein-
zelfallumstände nicht festgestellt werden. 
Damit liegen nach Ansicht der Gemeinde 
keine Gründe vor, die eine Sonderbeurtei-
lung mit Einzelfallprüfung zur optisch be-
drängenden Wirkung erforderlich machen 
könnten. Die Einhaltung des Mindestab-
stands (doppelte Anlagenhöhe) ist auch im 
nachfolgenden BImSchG-Genehmigungs-
verfahren sicherzustellen. 
 

7. Städtebaulicher Vertrag 
In der öffentlichen Sitzung des Gemeinde-
rats Berge am 12.11.25 wurde auf Nachfra-
ge mitgeteilt, dass eine WEA nur im Zu-
sammenhang der „Energie für Berge“, also 
einer Fernwärmenetz für Berge, errichtet 
würde und dass die Energie für Berge 
GmbH erklärt habe, eine WEA nicht zu bau-
en, sollte das geplante Projekt „Energie für 
Berge“ aus irgendwelchen Gründen nicht 
umgesetzt werden. 
Hier stellt sich die Frage, warum eine solche 
Absicht nicht in einem städtebaulichen Ver-
trag rechtlich bindend vereinbart wurde. Eine 

 
Konkrete vertragliche Vereinbarungen zwi-
schen der Gemeinde und der Betreiberge-
sellschaft sind nicht Gegenstand der vorlie-
genden Bauleitplanung. 
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reine Absichtserklärung ist an dieser Stelle 
nicht ausreichend, zumal im konkreten Fall 
ein Angebotsbebauungsplan aufgestellt 
werden soll und kein vorhabenbezogener 
Bebauungsplan. 
 
Auf Nachfrage wurde in der öffentlichen Sit-
zung des Bauausschusses erklärt, der Un-
terschied zwischen diesen beiden Bebau-
ungsplänen habe keine Relevanz. Diese 
Aussage halten wir für nicht korrekt. 
In der Abwägung ist von erheblicher Bedeu-
tung, ob die WEA nur im Zusammenhang 
mit der „Energie für Berge“ errichtet wird 
oder ob jeder an dieser Stelle eine WEA 
bauen darf. 
 
(22 Unterschriften) 
 
 

 
 
 
 
 
 
Das städtebauliche Ziel, innerhalb des Plan-
gebietes eine WEA zu errichten, die Strom 
für die Energiezentrale in Berge liefern soll, 
lässt sich sowohl mit einem „normalen“ als 
auch einem vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan (§ 12 BauGB) erreichen.  
Zum vorhabenbezogenen B-Plan muss ein 
Durchführungsvertrag zwischen der Ge-
meinde und dem Vorhabenträger abge-
schlossen werden. Darin verpflichtet sich der 
Vorhabenträger u.a. zur Durchführung des 
Vorhabens innerhalb einer bestimmten Frist 
und zur Tragung der Planungs- und Er-
schließungskosten.  
Bei dem Durchführungsvertrag handelt es 
sich im Grunde um einen städtebaulichen 
Vertrag (§ 11 BauGB).  
Zu einem „normalen“ B-Plan kann ein städ-
tebaulicher Vertrag abgeschlossen werden, 
mit vergleichbaren Regelungen wie in einem 
Durchführungsvertrag. 
 
 

Sammelstellungnahme 2 von Bürgerin-
nen und Bürgern (Anlieger Straße „Neu-
stadt“) vom 02.01.2026: 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr ge-
ehrte Mitglieder des Rates der Gemeinde 
Berge, sehr geehrte Verwaltungsmitarbei-
tende, die Gemeinde Berge unterstützt das 
Genehmigungsverfahren des o. g. Bauvor-
habens unter Außerachtlassung wesentli-
cher rechtlicher Aspekte sowie der erhebli-
chen Einschränkung der Lebensqualität der 
Anlieger. 
 

 
 
 
 
Die persönliche Bewertung der planbeding-
ten Auswirkungen der geplanten Windener-
gieanlage (WEA) durch die Eingeber wird 
zur Kenntnis genommen. 

Begründung 
Aus den uns bisher vorliegenden Informatio-
nen muss davon ausgegangen werden, dass 
der Schattenwurf der Rotorblätter den vor-
geschriebenen Grenzwert von 30 Stun-
den/Jahr deutlich überschreiten wird. An-
hand der topographischen Lage der Anlage 
lässt sich erkennen, dass die Anlage aus der 
Perspektive der Bauerschaft auf einem Hü-
gel liegt und der Schattenwurf sich einerseits 
verlängert und andererseits deutlich häufiger 
vorkommen wird als gesetzlich genehmi-

 
Im Bebauungsplanverfahren muss nachge-
wiesen werden, dass das Planungsziel (hier. 
Errichtung und Betrieb einer Windenergiean-
lage - WEA) erreicht werden kann. Im Rah-
men der Umweltprüfung zum vorliegenden 
B-Plan Nr. 23 wurde zur Bewertung der 
Auswirkungen durch Rotorschattenwurf eine 
entsprechende Berechnung durchgeführt 
(IEL GmbH, Bericht-Nr. 5234-24-S1). In den 
Kapiteln 10.2 und 12 der Rotorschattenwurf-
berechnung wird darauf hingewiesen, dass 
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gungsfähig. Der Schattenwurf kann je nach 
Standort der Anlage und den anliegenden 
Häusern bis zu 100 Std. im Jahr betragen. 
Hinzu kommt, dass einige Wohnstätten oh-
nehin keine Beschattung durch Baumbe-
stand haben (z. B. Neustadt 6), andere hin-
gegen nur durch einen sporadischen Baum-
bestand vor dem Schattenwurf geschützt 
wären (hier z. B. Neustadt 5 und Neustadt 
2). Grundsätzlich ist die gesamte Bauer-
schaft im Frühjahr und im Herbst durch den 
Schattenwurf gestört, da die Bäume nicht 
belaubt sind.  
 
Wir erwarten diesbezüglich eine gutachterli-
che Klärung, die die topografischen Beson-
derheiten berücksichtigt und erklären, dass 
wir einen Schattenwurf auf die Wohnstätten 
grundsätzlich nicht akzeptieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Außerdem ist für den gesamten Betriebszeit-
raum der Anlage von den Betreibern zu ga-
rantieren, dass der gesetzliche Grenzwert 
eingehalten und bei einer Überschreitung die 
Anlage umgehend abgeschaltet wird, was 
transparent über eine Kontrollstation statt-
finden sollte, auf deren Messwerte die An-
wohner Zugriff haben. 
 

die geplante WEA (Referenzanlage Ge-
samthöhe 250 m) mit einer technischen Ab-
schalteinrichtung ausgestattet werden muss, 
um die Orientierungswerte von 30 Minuten 
pro Tag bzw. 30 Stunden pro Jahr einzuhal-
ten.  
Die Einrichtung einer entsprechenden Ab-
schaltvorrichtung wird im Rahmen der Anla-
gengenehmigung nach BImSchG als Aufla-
ge vorgeschrieben. 
 
Im Rahmen der Berechung wurde die beste-
hende Topographie durch die Verwendung 
eines digitalen Geländemodels (DGM5 / 
LGLN) berücksichtigt (siehe Kapitel 2 u. 5.4 
des IEL-Berichtes Nr. 5234-24-S1). 
 
Ferner wird in Kapitel 5.5 des IEL-Berichtes 
darauf hingewiesen, dass die Berechnungen 
im „Gewächshausmodus“ durchgeführt wur-
den, d. h. Verdeckungen durch Gebäude 
oder Bewuchs beleiben bei der Berechnung 
unberücksichtigt. 
Dementsprechend entspricht die Berech-
nung den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und ist methodisch nicht zu bean-
standen.  
 
In den Kapiteln 8.2 und 10.2 des IEL-
Berichtes wird auf die Protokollierung des 
Betriebes und der damit verbundenen Ab-
schaltvorrichtung hingewiesen.  

Da die Anlage in der jährlichen Hauptwind-
richtung stehen würde, sehen wir hier ge-
sundheitliche Risiken insbesondere, was 
nächtliche Lärmbelästigung angeht. Auch 
diesen Aspekt betrachten wir als inakzepta-
bel. Ebenfalls ist zur Kontrolle der Lärmbe-
lästigung von den Betreibern eine Kontroll-
station mit Zugriffsrecht der Anwohner auf 
die Messergebnisse zu errichten und die 
Anlage bei Überschreitung abzuschalten. 
Denn die Windkraftanlage ergibt erhebliche 
zusätzliche Schallwerte zu den derzeit schon 
vorhandenen Werten der bestehenden 
Landwirtschaft und Industrie, die je nach 
Wetterlage stark schwankend ist und mit 
den gravierenden Schwankungen bisher 
nicht berücksichtigt wurde. 
 

Im Rahmen der Umweltprüfung zum vorlie-
genden B-Plan Nr. 23 wurde zur Bewertung 
der Auswirkungen durch Anlagenlärm der 
Schalltechnische Bericht (IEL GmbH, Be-
richt-Nr. 5234-24-L1) erstellt, Durch diesen 
Bericht wird nachgewiesen, dass die aktuell 
von den Investoren geplante WEA hinsicht-
lich ihrer Lärmauswirkungen innerhalb des 
Plangebietes realisiert werden kann.  
Eine detaillierte anlagenbezogene Prüfung 
der Umweltauswirkungen erfolgt erneut 
durch den Landkreis Osnabrück im Rahmen 
der Anlagengenehmigung nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG).  
Sofern erforderlich werden im Rahmen der 
BImSchG-Genehmigung entsprechende 
Umweltschutzauflagen zum Schutz vor er-
heblichen Auswirkungen festgelegt. 
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Komplett unberücksichtigt sehen wir den 
Aspekt von Bodenerschütterungen bei 
Starkwind und Stürmen, die erwartbar in den 
nächsten Jahren zunehmen werden. Durch 
die überdurchschnittliche Höhe der Anlage 
im Verhältnis der in dieser Region üblichen 
Anlagen, entsteht ein sehr starker Hebel, der 
zu Erschütterungen führen kann, die sich 
über große Distanzen deutlich in Häusern 
bemerkbar machen. Derartige Einschrän-
kungen der Lebensqualität sind nicht akzep-
tabel und gutachterlich absolut sicher aus-
zuschließen. 
 

Es sind mittlerweile viele WEA, auch in der 
hier geplanten Größenordnung errichtet 
worden. Das beschriebene Problem von 
Bodenerschütterungen konnte bisher nicht 
festgestellt werden. Aus diesem Grund wird 
auch in Abschnitt 6.5 des IEL-Berichtes 
5234-24-L1 darauf hingewiesen, dass der-
zeit keine Hinweise darüber vorliegen, dass 
eine solche Körperschallübertragung von 
WEA zu Wohngebäuden stattfindet und zu 
einer Überschreitung der in Nr. 6.2 der TA-
Lärm definierten Immissionsrichtwerte füh-
ren kann. Mit erheblichen Auswirkungen 
durch anlagenbezogene Bodenerschütte-
rungen ist daher nicht zu rechnen. 
 

Darüber hinaus ist ungeklärt, inwieweit das 
angrenzende FFH-Gebiet durch den Betrieb 
einer Windkraftanlage beeinträchtigt wird. 
Hier sehen wir einen weiteren grundsätzli-
chen Widerspruch, da dieses Areal unter 
Einschränkung der Rechte der Anwohner 
und der Landwirte erst vor wenigen Jahren 
zum Schutze der Natur eingerichtet wurde. 
 

Im Umweltbericht wird nachvollziehbar dar-
gelegt, dass durch die vorliegende Planung 
keine Beeinträchtigungen der Erhaltungszie-
le sowie des Schutzzwecks des ca. 700 m 
entfernten FFH-Gebietes „Bäche im Artland“ 
zu erwarten sind.  
Die durchgeführten Untersuchungen erga-
ben keine Hinweise auf potenziell erheblich 
beeinträchtigte prioritäre Arten oder Lebens-
raumtypen im Sinne der Anhänge I und II 
der FFH-Richtlinie.  
Auf Grundlage der vorliegenden Bewertun-
gen ist insgesamt davon auszugehen, dass 
das Vorhaben keine erheblichen Auswirkun-
gen auf das Natura 2000-Gebietssystem 
entfaltet.  
Dieser Einschätzung ist die Untere Natur-
schutzbehörde beim Landkreis Osnabrück 
gefolgt.  
 

In unmittelbarer Nähe zu der geplanten 
Windkraftanlage sind in den vergangenen 
Jahren umfängliche Wiederaufforstungen 
vorgenommen worden, die erst in einigen 
Jahren ihre volle Wirkung auf Fauna, Flora 
und geschützte Tierarten entfalten wird. Uns 
ist nicht bekannt, dass diese Tatsache bis-
lang Berücksichtigung gefunden hat. 
In diesem Zusammenhang sei darauf hin-
gewiesen, dass sich in dem geplanten Bau-
gebiet nachweislich schützenswerte Tierar-
ten, wie beispielsweise der Rotmilan aufhal-
ten. 
 

Im Rahmen der Umweltprüfung zum vorlie-
genden B-Plan wurden zwei artenschutz-
rechtliche Gutachten erstellt, in denen das 
Plangebiet und das planungsrelevante Um-
feld anhand fachlicher Standardmethoden 
untersucht wurden. Die Untere Naturschutz-
behörde hat in ihrer Stellungnahmen vom 
06.01.2026 festgestellt, dass die arten-
schutzrechtlichen Untersuchungen sachge-
recht erstellt wurden. 
Durch die im B-Plan festgesetzten Vermei-
dungsmaßnahmen können artenschutzrecht-
liche Konflikte vermieden werden.  
 

Zusätzlich wird nicht nur die Lebensqualität 
der Anwohner (z. B. durch einen unge-
schützten Blick auf die Anlage), sondern 
auch von vielen Touristen, Tagesausflüglern 
und Wanderern eingeschränkt. In unmittel-
barer Nähe zu der geplanten Anlage befin-

Im Rahmen der Umweltprüfung zum vorlie-
genden B-Plan wurden auch die planbedingt 
zu erwartenden Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes ermittelt und bewertet 
(siehe Umweltbericht Kapitel 2.10).  
Dazu erfolgte im Vorfeld eine intensive Ab-
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den sich die Wanderwege „Bersenbrücker 
Landweg“, „Hünenweg“ und die Terra vita 
Wege. Diese werden regelmäßig zur Erho-
lung genutzt. 
 

stimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde des Landkreises Osnabrück. Die Be-
urteilungen basieren zum einen den Be-
schreibungen und Bewertungen des Land-
schaftsrahmenplans (LRP) des Landkreises 
Osnabrück (2023) und wurden ergänzt u. a. 
durch eigene Erhebungen und Kartierungen 
des Planungsbüros Dehling & Twisselmann 
aus dem Frühjahr 2024 (10.04.2024) und 
dem Sommer 2025 (21. und 22.09.2025).  
 
Nach der Umweltprüfung ergibt sich folgen-
de Bewertung: 
Insgesamt zeichnet sich das Untersu-
chungsgebiet (UG) durch ein überdurch-
schnittlich schönes, vielfältiges und struktur-
reiches Landschaftsbild aus. Abgesehen von 
den Ortslagen kommt nur am äußersten 
Westrand des UG ein Bereich mit mittlerer 
Wertigkeit vor, allen anderen Flächen wird 
im LRP eine hohe oder sehr hohe Bedeu-
tungen für das Schutzgut Landschaftsbild 
zugewiesen.  
Im UG Landschaftsbild sind teilweise jedoch 
deutliche Vorbelastungen zu berücksichti-
gen, insbesondere durch vorhandene Wind-
parks westlich und östlich des Plangebietes. 
Innerhalb des eigentlichen Plangebietes 
besitzen die Gehölzbestände, Krautsäume 
und Feldwege zusammen mit dem leicht 
bewegten Relief eine erhöhte Bedeutung für 
das Landschaftsbild.  
Die sich aus der Planung ergebende Neu-
strukturierung des Orts- und Landschaftsbil-
des und die Beseitigung bzw. Beeinträchti-
gung regional-typischer Landschaftselemen-
te (z. B. von Gehölzstrukturen) sind als er-
heblich einzustufen. Auch die betriebsbe-
dingten Auswirkungen (Lärm, Bewegungs-
unruhe, Lichtreflexe und Schattenwurf) sind 
als potenziell erheblich einzustufen.  
Jedoch kann insbesondere aufgrund der im 
Plangebiet vorgesehenen umfangreichen 
Ausgleichsmaßnahmen eine harmonische 
Eingliederung in das Landschaftsbild erreicht 
werden. 
Neben den Maßnahmenflächen innerhalb 
des Plangebiets werden geeignete externe 
Flächen bereitgestellt und naturnah entwi-
ckelt. 
Die Berechnungsergebnisse und Beurteilun-
gen der zu erwartenden Eingriffe in das 
Landschaftsbild werden in Kapitel 3.3.1 des 
Umweltberichtes dargelegt.  
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Grundsätzlich besteht durch die geplante 
Anlage auf einer höheren Lage eine sehr 
bedrängende Wirkung für die Bewohner der 
Bauerschaft Neustadt, was hiermit abgelehnt 
wird. Die bedrängende Wirkung durch die 
höhere Lage und teilweise freien Sichten ist 
nicht zu unterschätzen und schränkt die Le-
bensqualität der Anlieger erheblich ein. 
 

Aufgrund der Abstände von mehr als 500 m 
zwischen Mitte Mastfuß der geplanten WEA 
(Referenzanlage Gesamthöhe 250 m) und 
den nächstliegenden Wohnhäusern (Min-
destabstand 581 m, überwiegend mehr als 
600 m) ist eine optisch bedrängende Wir-
kung nicht zu erwarten.  
Angesichts der Abstände von deutlich mehr 
als der doppelten Anlagenhöhe (2H) sowie 
u.a. der Topographie, bestehenden Sicht-
verschattungen (u.a. durch Gehölzstruktu-
ren), Position und Lage der WEA zur Wohn-
bebauung, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Stellung des Rotors unter Berück-
sichtigung der Hauptwindrichtung (West, 
Südwest), konnten der Regelvermutung des 
§ 249 Abs. 10 BauGB widersprechende Ein-
zelfallumstände nicht festgestellt werden. 
Damit liegen nach Ansicht der Gemeinde 
auch keine Gründe vor, die eine Sonderbe-
urteilung mit Einzelfallprüfung zur optisch 
bedrängenden Wirkung erforderlich machen 
könnten. Die Einhaltung des Mindestab-
stands (doppelte Anlagenhöhe) ist auch im 
nachfolgenden BImSchG-Genehmigungs-
verfahren sicherzustellen. 
 

Das geplante Projekt ist als kombinierte An-
lage zur Strom- und Wärmeerzeugung für 
Berge geplant. Falls das Wärmenetz aus 
welchen Gründen auch immer nicht zustan-
de kommt oder nur ein geringfügiger Ab-
nehmer < 50 % der erzeugten Energie wird, 
würde die Anlage vorrangig der Stromge-
winnung und dem Stromverkauf (in diesem 
Fall an den derzeitigen großflächigen Netz-
betreiber) dienen. Für einen solchen Zweck 
könnte sie aber an anderen Standorten, an 
denen beispielsweise bereits Windkraftanla-
gen betrieben werden, errichtet werden. 
 

Nach der städtebaulichen Zielsetzung der 
Gemeinde Berge soll die im „Sondergebiet 
Energiepark Berge–Süd“ geplante Wind-
energieanlage Strom liefern für den rund 1,4 
km nördlich geplanten „Energiepark Berge-
Nord“ (B-Plan Nr. 22. der Gemeinde Berge).  
 

Wir erwarten, dass eine mögliche Genehmi-
gung dieser Anlage ausschließlich für das 
kommunizierte Ziel der Wärmenutzung für 
die Gemeinde Berge erteilt wird.  
Kann dieses Ziel nicht erreicht werden, er-
warten wir eine Aufhebung der Baugeneh-
migung und Entzug der Betriebserlaubnis 
der Windkraftanlage.  
Dies bedeutet, dass die Gemeinde Berge 
nur eine zweckgebundene Duldung für den 
Bau und Betrieb der Windkraftanlage erteilt 
und dies den Anwohnern der Bauernschaft 
Neustadt gegenüber garantiert.  
Die zweckgebundene Duldung ist ebenfalls 
bei Veräußerung der Anlage oder der Fläche 

Konkrete vertragliche Vereinbarungen zwi-
schen der Gemeinde und der Betreiberge-
sellschaft sind nicht Gegenstand der vorlie-
genden Bauleitplanung. Hierzu wird zwi-
schen der Gemeinde und den Anlagen-
betreibern ein Städtebaulicher Vertrag (§ 11 
BauGB) geschlossen. 
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mit der Genehmigung/Duldung durch die 
Gemeinde Berge zu garantieren.  
Dieses gilt auch für den Fall, dass sich diese 
Problematik in der Phase der Umsetzung 
herausstellen würde, dass eine überwiegend 
kombinierte Nutzung nicht realisiert werden 
kann. Dieser Aspekt ist unbedingt mit in die 
Genehmigung aufzunehmen. Tritt dieser Fall 
ein, darf das Projekt nicht fortgesetzt werden 
und ein Rückbau hat zu erfolgen. Dieser 
Passus muss auch im Falle einer Veräuße-
rung der Anlage oder der im Bau befindli-
chen Anlage Rechtsgültigkeit besitzen und 
durch die Gemeinde garantiert werden. 
 
Sollte das Projekt trotz dieses Widerspruchs 
umgesetzt werden, sind wir keinesfalls als 
Betroffene damit einverstanden, bei den 
Akzeptanzabgaben nicht erheblich berück-
sichtigt zu werden. Dabei sind wir nicht an 
ausschließlich an einem finanziellen Gewinn 
interessiert, vielmehr sind wir motiviert, u. a. 
soziale Projekte in Berge zu unterstützen. 
 

Regelungen zu Akzeptanzabgaben sind 
nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleit-
planung. 

Grundsätzlich vermisst haben wir von der 
Gemeinde mit dem Bürgermeister und Mit-
glieder des Gemeinderates, eine proaktive 
Kommunikation mit uns als Hauptbetroffene 
dieses Projekts. Ein allgemeiner Hinweis auf 
die öffentlichen Ratssitzungen und die Bür-
gersprechstunde sind in Anbetracht der 
Größe des Plans und den damit verbunde-
nen dauerhaften Lebenseinschränkungen 
der Anwohner nicht hilfreich. 
 
Da die politischen Akteure bislang nicht auf 
uns Anwohner zugekommen sind, erwarten 
wir von Ihnen Terminvorschläge zur Klärung 
des Sachverhalts, Einbindung von uns An-
wohner mit den oben gestellten Erwartungen 
in den weiteren Prozess und der Umsetzung 
derer, sowie Klärung weiterer Fragen, wie z. 
B.  
 
• die Bewirtschaftung der Anlage mit Still-

standzeiten 
• wie sind die topologischen Unterschiede in 

den Gutachten berücksichtigt worden 
• wie sind die Akzeptanzabgaben bisher 

geplant 
• wie ist das Projekt in der Bauphase und 

während des Betriebes abgesichert 
• wie ist eine teilweise Zweckentfremdung 

(von der Wärmenutzung) ausgeschlossen 
• sind Bürger/innen auf mögliche Risiken 

Eine fehlende Transparenz oder eine man-
gelnde Kommunikation liegt nicht vor. Die 
Planung wurde frühzeitig öffentlich kommu-
niziert und erfolgt entsprechend den gelten-
den Rechtsvorgaben. Danach wurde eine 
frühzeitige und eine weitere Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung (§§ 3/4 Abs. 1 u. 2 
BauGB) durchgeführt. Während dieser Be-
teiligungsverfahren konnten von Bürgern 
und Trägern öffentlicher Belange Anregun-
gen und Bedenken vorgebracht werden. 
Ferner wurde seitens der Gemeindeverwal-
tung und des Gemeinderats der Öffentlich-
keit gegenüber kontinuierlich die grundsätz-
liche Gesprächsbereitschaft  signalisiert. 
 
 
 
 
 
Die aufgeführten Fragen zur Berücksichti-
gung topographischer Unterschiede und zu 
Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes wer-
de durch den Umweltbericht sowie die vor-
stehende Abwägung beantwortet. 
 
Die sonstigen Fragen sind nicht Gegenstand 
des vorliegenden Bauleitplanverfahrens.  
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der Verträge hingewiesen worden 
• was passiert bei einer Veräußerung des 

Unternehmens mit dem privat betriebenen 
Netz 

• gibt es Einblicke in die langfristige Gesell-
schaftsstruktur 

• sind Beeinträchtigungen des FFH-Gebiets 
abschließend geklärt 

• etc. 
 
(Unterschriften von 7 Familien) 
  

 
Darüber hinaus wurden keine Anregungen und Bedenken vorgebracht. 


